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Redaktion Harz 42/43.

Die Sehnſucht nach Strafkolonien.

Es verlohnt ſich wohl der Mühe, daß man ſich mit der Re
ſolution, die der freikonſervative Abgeordnete von Liebert,
der „berühmte“ Häuptling des Reichsverbandes zur Bekäm-
pfung der Sozialdemokratie, mit Unterſtützung ſeiner Fraktion
zum Etat der Reichsjuſtizverwaltung beantragt hat, eiwas
näher beſchäftigt.

Der Reichstag ſoll beſchließen:
Die verbündeten Regierungen zu erſuchen, durch ein beſon

deres Reichsgeſetz eine Ergänzung des Strafgeſetzbuchs dahin
zu bewirken, daß den nach ihrer körperlichen und geiſtigen
Beſchaffenheit zum überſeeiſchen Strafvollzuge
geeigneten, innerhalb beſtimmter ltersgrenzen ſtehenden
Verurteilten auf Anſuchen der Strafvollzugsbehörde ge-
ſtattet werden könne, die auferlegte längere Freiheitsſtrafe
in einer deutſchen Strafkolonie (Südſeeinſel) zu verbüßen

Vorweg ſei bemerkt, daß die Geſchichte der Deportation eines
der ſchwärzeſten Kapitel in der Geſchichte der Strafjuſtiz bil-
det. Hervorgegangen aus dem alten Exil, der Strafe der Ver
bannung aus dem Heimatlande, kam dieſes Syſtem unter den
römiſchen Kaiſern vielfach zur Anwendung. Jm früheren
Mittelalter fand die Deportation keinen Platz unter den Straf-
arten. Erſt nach der Entdeckung Amerikas wurde ſie von den
Kulturſtaaten, zuerſt in England, eingeführt. Die Ver-
brecher wurden, „um den Bau von Gefängniſſen zu ſparen“,
nach Nordamerika und ſpäter nach Auſtralien verſchickt. Daß
dabei auch kolonialpolitiſche Rückſichten maßgebend
waren, ſteht feſt. England hat die Verſchickung vor fünfgig
Jahren geſtzlich abgeſchafft, weil „ein verfeinertes Humanitäts
gefühl ſie nicht länger duldete und das Staatsweſen durch ſie

Schaden erlitten hatte“. S cJn Frankreich gelangte die Deportation erſt unter Na
poleon III. eine Bedeutung. Die Verſchickungen, die in den
fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts auch auf ad mini-
ſtrativem Wege, ohne Richterſpruch, erfolgten, gingen zu
nächſt nach Algier, ſpäter nach Cayenne und Guinea die
„trockene Guillotine“) und nach Neu-Kaledonien.

Welch' große traurige Rolle in Rußland die Verſchickun-
gen nach Sibirien ſpielen und mit welchen Scheußlichkeiten
dieſes Syſtem dort ſtets verbunden war und noch iſt, dürfen wir
als unſern Leſern bekannt vorausſetzen.

Uns Deutſchen iſt die Einrichtung der Deportation bis
jetzt fremd geblieben. Man hat einen Ausdruck dafür in dem
Worte „Strafverſchickung“ erſt erfinden müſſen. Der Begriff
der Strafe, um die es ſich handelt, iſt die zwangsweiſe Ueber
führung von Staatsbürgern in einen Zuſtand der Sklaverei
auf fremder Erde.

Vor ungefähr dreiundzwanzig Jahren begannen, wie im
Hamburger Echo ausgeführt wird, Strafjuſtiz-„Reformer“ die
Jdee der Strafverſchickung zu propagieren. Es iſt kein Zu
fall, daß dieſe Propaganda mit dem Entſtehen und der Ent-
wicklung der deutſchen Kolonialpolitik zuſammenfällt. Erſt
einigermaßen ſchüchtern, man kann auch ſagen „ſondierend“,

rer

wagte ſie ſich hervor, um dann in demſelben Maße, wie der
kolonialpolitiſche Fanatismus wuchs, immer rückſichtsloſer zu
werden.

Jm Jahre 1894 trat unter Führung des Profeſſors der Rech-
ten an der Univerſität Breslau, Dr. Felix Brück, eine Rich-
tung auf, welche die Parole ausgab: „fort mit den Zucht-
häuſern!“ Sie vlardierte im Namen der „Humanität“ dafür,
die bisherigen Freiheitsſtrafen von längerer Dauer, die nach
geltendem Strafrecht in Zuchthäuſern und Gefängniſſen zu ver-
büßen ſind, aufzuheben und durch die Deportation uach unſern
Kolonien, Oſtafrika uſw. zu erſetzen, woſelbſt reguläre Straf-
kolonien zu errichten wären.

Ztg. den Gedanken, unſere Fieberkolonien, wohin ſo leicht nie
mand geht, zwangsweiſe auf dem Wege der Strafverſchickun
zu bevölkern und ſo den Kolonialkönigen billige Sklaven z
verſchaffen, als einen „ſehr beachtenswerten und zeitgemäßen
auf. Sie forderte die Kolonialpolitiker auf, Stellung zu der
Frage zu nehmen, die eine kolonialpolitiſche ſei und nicht aus
der Theorie der Strafvollſtreckung beantwortet werden könne

Die Kolonialpolitiker entſprachen dieſer Aufforderung dem
auch mit großem Eifer. Der Deutſche Kolpnialbund ſetzt
einen beſonderen „Deportations-Ausſchuß“ ein, der im Jahre
1905 an den Reichskanzler das Erſuchen richtete, den
Verſuch einer fakultativen Strafvollſtreckung zu machen. Die
Vertreter dieſer Jdee ſtützen ſich auf die Behauptung, daß die
Kriminalität „ſtändig wachſe“, eine Behauptung, die unwahr
iſt Wie die offizielle Statiſtik lehrt, hat in dem Zeitraum der
letzten fünfundzwanzig Jahre die Kriminalität ziemlich gleichen
Schritt mit der Bevölkerungszunahme gehalten, ſo daß von
einem Anwachſen, im Vergleich mit der Bevölkerungszungahme,
keine Rede ſein kann.

Das iſt übrigens für die Beurteilung der Frage der Straf-
verſchickung an ſich völlig gleichgültig. Angenommen, die
Kriminalität wachſe tatſächlich, ſo würde es doch völlig unzu-
läſſig ſein, davon die Entſcheidung in dieſer Frage ab-
hängig zu machen.

Aber die „Humanität“? Wir ſind gewiß die letzten, die
etwas zur Rechtfertigung oder Entſchuldigung der Kerkerſtrafe,
die Geiſt und Körper zerrüttet, alſo mit dem eigentlichen Zweck
der Strafe, „Sühne“ und „Beſſerung“, ſich nicht vereinbaren
läßt, vorbringen könnten. Wir verurteilen das heutige Syſtem
des Strafvollzuges hinter Zuchthaus- und Gefängnismauern
mit ſeiner gedankenloſen Schabloniſierung der Freiheitsſtrafen
als ein ungerechtes und vernunftwidriges, vielfach geradezu
noch barbariſches. Aber dem Vorſchlage, ſie durch die Depor-
tation zu erſetzen, durch ein anderes ungerechtes, vernunft und
humanitätswidriges Syſtem, können wir unmöglich beitreten.
Man laſſe das Wort „Humanität“ aus dem Spiele. Die iſt ja
doch nur ein Vorwand für die Spekulation kvolonialvpolitiſchen
Intereſſes auf die Ausbeutung billiger und gefeſſelter Ar-
beitskraft.

Wie Fürſt Bülow ſi
gangenen Erſuchen des
iſt nicht bekannt geworden.

zu dem vor drei Jahren an ihn er-
eutſchen Kolonialbundes geſtellt hat,

Kürzlich hat ſich in Berlin ein
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„Deportationsverband“ gebildet, der angeblich „unter vollſter
Wahrung politiſcher Neutralität“ alle Freunde der Deportation
in eine Organiſation zuſammenſchließen ſoll. Es iſt nicht un
vahrſcheinlich, daß die jetzt dem Reichstage vorliegende Lie-
ertſche Reſolution Anregungen aus dieſen Kreiſen ihre Ent-
tehung verdankt. Sie geht in derſelben Richtung, wie das Er-
ſuchen des Deutſchen Kolonialbundes an den Reichskanzler. Es
handelt ſich um die fakultative Strafverſchickung. Bei der Be
atung der Reſolution im Plenum des Reichstags wird ſich
zeigen, wie die maßgebenden Kreiſe' ſich zu der Frage ſtellen.
Würde ihr entſprochen werden, ſo hätte man es mit einem höchſt
bedenklichen Anfang regelrechter Deportationspolitik zu tun.
Der fakultativen Strafverſchickung würde ohne Zweifel bald
die geſetzlich vorgeſchriebene als beſondere Strafart folgen.
Darauf iſt ja auch tatſächlich das Beſtreben der Deporta-
tionsfreunde gerichtet. Nicht wenige unter ihnen verbinden mit
dem Beſtreben eine „ordnungspolitiſche“ Tendenz, aus der ſie
gar kein Hehl machen. Sie wollen die Strafverſchickung, unter
Umſtänden eine Maſſenverſchickung, vor allem in Anwendung
gebracht wiſſen gegen „politiſche Verbrecher“, gegen die „Um-
ſtürzler“, die „Feinde der Staats und Geſellſchaftsordnung
Nach Profeſſor Brücks Anſicht ſoll es ſchon genügen, daß jemand
ſich als „Anarchiſt“ bekennt oder „anarchiſtiſchen“ Beſtrebungen
huldigt, um zu rechtfertigen, daß man ihn „mit Waffen und
Arbeitsgerät verſehen, auf eine unzugängliche Jnſel, von wel-
cher die Flucht unmöglich iſt, verbannt“. Alle „antiſozialen“,
alle „umſtürzleriſchen“ Elemente natürlich auch oder in
erſter Linie die Sozialdemokraten ſollen in ſolcher Weiſe
„aus der Kulturgemeinſchaft ausgeſtoßen werden“. Man
wünſcht die Deportation als politiſches Kampfmittel der reak-
tionären Gewalten gegen die Bekenner und Verfechter neuer
Jdeen. Und dabei zielt man nicht in erſter Linie oder über
haupt nicht auf die „Anarchiſten“, die „Propagandiſten der
Tat“ ab, deren bekanntlich die Polizei ſich unbedenklich be
dient, um dem reaktionären Regiment Vorwände zur Bekäm-
pfung und Unterdrückung wahrhaft freiheitlicher und kultureller
Beſtrebungen zu liefern. Nein, gegen die Sozialdemokratie
richtet ſich, ſoweit neben den kolonialpolitiſchen „ordnungs
politiſche Erwägungen in Betracht kommen, das edle Bemühen,
zu einem Deportationsſyſtem zu gelangen. Das Jdeal unſerer
Ordnungsfanatiker iſt: „adminiſtrative Verſchickung“ der „in
neren Feinde“ nach ruſſiſchem Muſter. Hätten wir die Depor-
tation als ſtaatliche Einrichtung zu den Zeiten des Sozialiſten
geſetzes gehabt, man würde ſie ganz ohneZweifel in das Straf
ſyſtem jenes infamen Ausnahmegeſetzes aufgenommen haben.
Iſt die Deportation erſt einmal als ein erlaubtes Mittel der
„Beſtrafung“ und der „Ordnungspolitik“ geſetzlich erklärt wor
den, ſo iſt kein Menſch, vor allem kein oppoſitioneller Politiker,
vor der Anwendung dieſes „humanen“ Mittels ſicher. Die je-
weilige Staatsgewalt hätte es alsdann immer in der Hand, die
unbequemen Elemente der Oppoſition zum Fiebertode in den
Kolonien zu verurteilen. Unſere Leſer dürfen mit uns feſt
überzeugt ſein, daß beim Antrag der Liebert und Konſorten
die „ordnungspolitiſchen“ Erwägungen eine Hauptrolle ſpielten
im „Geiſte“ des Reichsverbandes zur Bekämpfung der Sozial
demokratie.

(Nachdr. verb.4 Die Mutter.Roman von Maxim Gorki. Deutſch von Adolf Heß.

Als ſein Vater wieder etwas geſtohlen hatte und im Ge-
fängnis ſaß, erklärte Nikolai den Freunden ruhig:

„Jetzt können wir uns bei mir verſammeln Die Po-
lizei denkt an Diebe, und Diebe hat ſie gern!“

Faſt jeden Abend nach der Arbeit ſaß einer von den
Freunden bei Pawel, und ſie laſen, ſchrieben aus Büchern
ab, hatten es ſehr geſchäftig und nahmen ſich nicht einmal
die Zeit, ſich zu waſchen. Sie aßen und tranken Tee mit
Büchern in der Hand, und ihre Reden wurden der Mutter
immer unverſtändlicher.

„Wir müſſen eine Zeitung haben!“ ſagte Pawel oft.
Das Leben wurde haſtig und fieberhaft, die Menſchen lie-

fen immer geſchwinder von einem zum anderen, eilten von
einem Buch zum anderen, wie Bienen von Blume zu Blume.

„Man ſpricht ſchon über uns!“ ſagte Wjeſſowſchtſchikow
eines Tages. „Wir fallen ſicher bald herein

„Die Wachtel iſt dazu da, daß ſie ins Netz gerät!“ erwiderte
der Kleinruſſe.

Er gefiel der Mutter immer beſſer. Wenn er ſie „Mütter-
lein“ nannte, ſo war ihr immer, als ſtreichelte jemand ihre
Wangen mit weicher Kinderhand. An den Sonntagen, an
denen Pawel keine Zeit hatte, ſpaltete der Kleinruſſe Holz;
eines Tages u.. er mit einem Brett auf der Schulter, nahm
das Beil und erſetzte ſchnell und geſchickt eine verfaulte Trep
penſtufe durch eine neue; ein andermal flicke er ebenſo unbe
merkt den einſtürzenden Zaun. Bei der Arbeit pfiff er ſtets,

tn n Pfeifen ſch nzinſt ſagte die Mutter zum Sohn:„Laß den Kleinruſſen als g. nehmen. r
habt Ihr es beide gemütlicher und brau t nicht immer hin
und her zu laufen.“jelen wir Dir viel Mühe machen fragte Pawel
achſelzuckend.„Nun, das macht nichts, ich had' mich das z
abgeſchunden, ohne zu wiſſen wofür Sinem braven
ſchen zuliebe kann ich ſchon etwas tun!

„Tu, was Du willſt!“ erwiderte der Sohn.
gieht, ſoll es mich freu'n

Und der Kleinruſſe zog zu ihnen.

„Wenn er um

VIII.
Das kleine Haus an der Grenze

Aufmerkſamkeit der Leute, und ſeine Wände
von Dutzenden argwöhniſcher Blicke betaſtet. Bunt geflügelte
Gerüchte zuckten unruhig darüber hin die Menſchen be-
mühten ſich, etwas aufzuſpüren, aufzudecken, was hinter den
Hauswänden am Abhang verborgen war. Nachts blickte man
ins Fenſier, bisweilen klopfte jemand an die Scheiben und
lief geſchwind und furchtſam von dannen.

Eines Tages begegnete Frau Wlaſſow der Gaſtwirt Bjegun-
ew, ein ehrwürdiger Greis, der ſtets ein ſchwarzes Seiden-duch um den roten, welken Hals und über die Bruſt eine

dicke, lila Plüſchweſte trug. Auf ſeiner ſpitzen, glänzenden
Naſe ſaß ein Schildpattkneifer; aus dieſem Grunde nannteman de „Knochenauge“. Er trat der Frau Wlaſſow in den
Weg und überſchüttete ſie in einem Atem, ohne eine Antwort
abzurwarten, mit einem Strom praſſelnder, dürrer Worte.

„Pelagea Nilowna, wie gehts Was macht der Sohn
Wollt Jhr ihn nicht verheiraten Junger Mann in den beſten
Jahren. Je früher man den Sohn verheiratet, um ſo beſſer
haben es die Eltern. Jn der Familie hält ſich der Menſch
geiſtig und leiblich am beſten in der Familie fühlt er ſich
wie der Hahn im Korbel! Ich würde ihn an Jhrer Stelle
verheiraten. Unſere Zeit erfordert ſtrenge Zucht, die Menſchen
leben mehr für ſich als für andere. Jn allen Gedanken tut
ſich Zügelloſigkeit kund. und man nimmt Handlungen wahr,
die Tadel verdienen. Das Gotteshaus meidet die Jugend,
den Orten der Geſelligkeit wird ſie fremd; man kommt heim-
lich in Winkeln zuſammen und flüſtert miteinander. Warum
flüſtert man, geſtatten Sie die Frage, warum hält man ſich
abfeits Alles, was der Menſch nicht äffentlich, in der
Schente zum Beiſpiel ſagen kann was iſt das Das ſind
Geheimniſfe! Für Geheimniſſe aber iſt unſere heilige apoſto-
liſche Kirche der Ort Alle andern Geheimniſſe, die in Win-
ein vor ſich gehen, ſind Jrrungen und Wirrungen! Wünſche
gute Gefundheit!“

Er nahm maniriert mit feiner krummen Hand die Mütze
v, ſchwenkte ſie in der Luft und ging fort, die Mutter rat
os zurücklafſend.

Wlaſſows Nachdarin, Marja Korſſunowa, die Witwe eines
Schmiedes, die mit Viktualien in der Fabrik handelte, ſagte
eines Tages, als ſie die Mutter auf dem Markte traf,
ebenfalls

der Vorſtadt erregte die
wurden ſchon

„Gib acht auf Deinen Sohn, Pelageal!“
„Was iſt denn fragte die Mutter.
„Es gehen allerhand Gerüchtel“ vertraute Marja i

geheimnisvoll an. „Böſe Gerüchte, meine Liebe! Er ſoll ſo
eine Geſellſchaft wie die Geißler gegründet haben. Eine Sektenennt man das. Sie werden c dann hauen wie die
Geißler

„Hör' auf, Marja, Du ſchwatzt Unſinn!“
„Na, wer ſchwatzt, betrügt nicht, aber wer Heimlichkeiten

hat!“ erwiderte die Krämerfrau.
Die Mutter teilte ihrem Sohn all dieſe Geſpräche mit; er

zuckte ſchweigend die Achſeln, der Kleinruſſe aber lachte mit
ſeiner tiefen, weichen Stimme.

Die Mädchen ſind Euch auch ſchon gram!“ ſagte ſie. „Jhr
ſeid für jedes Mädel beneidenswerte Freier und lauter brave,
nüchterne Arbeiter aber Jhr beachtet ſie gar nicht! Es
heißt, es kämen Fräuleins aus der Stadt zu Euch, die ſich
leichtfertig benehmen

„Nu, natürlich!“ rief Pawel, das Geſicht in verächtliche
Falten ziehend.

„Jm Sumpf riecht alles faul!“ meinte der Kleinruſſe mit
einem Seufzer. „Jhr aber, Mütterlein, ſolltet den törichten
Dingern erklären, was der Eheſtand iſt, damit ſie nicht gar
ſolche Eile haben, ſich ihre Prügel zu holen

„Ach, mein Lieberl“ ſagte die Mutter. „Sie 3 den
Jammer, verſtehen ihn auch, aber es bleibt ihnen ja nichts
anderes übrig!“

„Sie verſtehen r nicht, ſonſt würden ſie ſchon
Amveg gefunden haben!“ meinte Pawel.

Die Mütter blickte in ſein ſtrenges Geſicht.
W klärt ſie auf! Bittet doch ein paar Kluge zu

uch

e geht nicht!“ erwiderte der Sohn trocken.
enn wir es nun verſuchten fragte der Kleinruſſe.

awel ſchwieg einen Augenblick und erwiderte dann
Dann geht man bald als Pärchen, einige verheiraten ſich,

und die Sache iſt aus!“

einen

Die Mutter dachte nach. Die mönchiſche Strenge Pawels
verwirrte ſie. Sie ſah, daß ſelbſt die Freunde auf ſeinen
Rat hörten, die wie der Kleinruſſe älter waren als er; es
kam ihr aber ſo vor, als wenn alle ihn wegen ſeines ſtrengen
Weſens fürchteton und niemand ihn liebte.

(Fortſehung folg



Cagesgeſchichte.

Halle a. S., 11. Februar 1908.
Nochmals die Abſtimmung über den Aggregiertenfonds.

Die Frankf. Ztg. richtet gegen eine ſozialdemokratiſche
Korreſpondenz und namentlich gegen die Schwäb. Tag-

wacht, die dieſe Korreſpondenz benützt hatte, einen ſehr gro
ben Angriff, weil behauptet worden war, daß der Freiſinn am
Freitag „faſt geſchloſſen“ für den erhöhten Aggregiertenfonds
geſtimmt habe. Nachdem die Frankfurter Zeitung über
wiſſentliche Entſtellung der Tatſachen“ geklagt hat (die
„wiſſentliche Entſtellung“ hat ſie am Freitag auch in der libe-
ralen Preſſe Berlins genau ſo leſen können) geht ſie dazu
über, den „wiſſentlich wahren“ Sachverhalt darzuſtellen, indem
ſie behauptet, daß die ſüddeutſche Volkspartei geſchloſſen gegen
den erhöhten Aggregiertenfonds geſtimmt habe. Dieſe Ve-
hauptung aber iſt irrtümlich. Von den ſieben Volkspar-
teien haben vier gefehlt, von den übrigen drei haben
nach der amtlichen Abſtimmungsliſte zwei gegen den erhöh-
ven Aggregiertenfonds geſtimmt (Wagner und Schweick-

einer aber für ihn (Wieland). Die Frankfurter
Beitung behauptet ferner der volksparteiliche Abg. Müller-
Jſerlohn hätte mit Nein geſtimmt; das iſt falſch, er hat
ebenſo mit Ja geſtimmt wie die Abg. Bothmer, Buddeberg,
Cuno, Delbrück, Dohrmann. Eickhoff, Fiſchbeck, Gyßling, Heck-
ſcher, Hermes, Hoffmeiſter, Hormann, Kaempf, Kobelt, Kopſch,
Mugdan, Pachnicke, Sommer Weißenfels Z&tz) und
Wiemer.

Mit Nein haben allerdings etwas mehr freiſinnige Abge-
ordnete geſtimmt, als bürgerliche Blätter und ſozialdemokra-
tiſche Korreſpondenzen am Freitag abend annahmen; nämlich
außer den genannten füddeutſchen Volksparteilern die Mit-
glieder der Freiſinnigen Vereinigung

Dohrn, Dove, Naumann, Neumann-Hofer, Potthof, Schra-
der und Struve.

und die Mitglieder der Freiſinnigen Volkspartei
Ahlhorn, Schmidt (Halle), Spethmann, Stenzel und
Träger.

Wenn die Frankf. Zeitung meint, daß dieſes Abſtimmungs-
reſultat ſür die freiſinnige Fraktionsgemeinſchaft ſo ruhmreich
ſei, daß die ſozialdemokratiſche Korreſpondenz es erſt „fälſchen“
mußte, um dem Freiſinn eins auswiſchen zu können, ſo haben
wir keine Urſache gegen eine ſolche Auffaſſung zu polemiſieren.
Was aber uns Sozialdemokraten betrifft, ſo freuen wir uns
jedes Freiſinnigen, bei dem ſich eine gewiſſe Scham über das
bisherige Verhalten der Fraktionsgemeinſchaft bemerkbar
macht, und verzeichnen daher die erweiterte Liſte der Diſſiden-
ten mit großem Vergnügen. Die Frankf. Ztg. wird aber aus
dieſem Vorfall die Lehre ziehen dürfen, daß man ſich wenn
ſchon geſchimpft werden ſoll erſt informieren muß, be
vor man ſchimpft.

Geſchäft und Chriſtentum.
Jn der Annonce eines frommen ſüddeutſchen Mädchen

rettungsheims, das Käſe fabriziert, war neulich dieſer Käſe an
geprieſen, weil man mit ſeinem Kaufe den gefallenen Mädchen
eine große Wohltat erweiſe, und weil außerdem dieſe Mäd-
chen im Rettungsheim ohne jeden Lohn arbeiten müßten, der
Käſe alſo billiger ſei als bei jeder Konkurrenz. Dieſe prak-
tiſche Verbindung von Chriſtentum und Geſchäft war geſtern
auch das Leitmotiv der Verhandlungen des preußiſchen Drei-
klaſſenparlaments über den Etat der Zentralgenoſſenſchafts-
kaſſe. Der freiſinnige Abg. Dr. Crüger-Hagen, der früher
an den SchultzeDelitzſchen Genoſſenſchaften intereſſiert war
und jetzt im Aufſichtsrate der Dresdener Bank ſitzt, die die
frühere Genoſſenſchaftsbank verſchluckt hat, beſchwerte ſich über
die unlautere Konkurrenz dieſer Preußenkaſſe, die mit dem
billigen ſtaatlichen Geld die ländlichen Genoſſenſchaften und
auch einige reaktionär frömmelnde Handwerkergenoſſenſchaften
treibhausartig aufzüchtet. Natürlich bleiben dieſe künſtlich
großgezogenen Wirtſchaftskörper in der rauhen Luft des Wirt
ſchaftslebens nicht alle geſund, nicht weniger als 84 Prozent
der in den letzten zehn Jahren verkrachten Genoſſenſchaften
ſind auch nach Jnkrafttreten der ziemlich jungen Preußenkaſſe
und mit ihrer Beihilfe begründet worden. Gleichwohl hält der
neue „national wirtſchaftliche Block“, den geſtern der Abg.
Dr. Diederich Hahn unter Hinzuziehung des Zentrums und
Ausſchluß der Freiſinnigen bilden wollte, an den Geſchäftsgrund-
ſätzen der Zentralgenoſſenſchaftskaſſe feſt, weil ſie eben haupt-
ſächlich den agrariſchen Genofſenſchaften, der Milchzentrale und
dergleichen volksnahrungsmittelverteuernden Gründungen der
Agrarier, zugute kommt. Auch der preußiſche Finanzminiſter
Freiherr v. Rheinbaben, der künftige junge Mann von
Krupp, lobte das Wirken der Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, die in
dieſem Jahre einen ſo ungünſtigen Geſchäftsabſchluß hat, daß
ſie die Depoſtten nicht einmal mit 3 Prozent verzinſen kann.
Weil gegenüber dem konſervativen Frömmler Mehen-
ſchein Dr. Crüger bemerkt hatte, daß das Geſchäft mit Re
ligion nichts zu tun habe er weiß das von der interkonfeſſio-
nellen Dresnener Bank her erwiderte der fromme Rhein-
baben ſofort, daß die Genoſſenſchaften nur ſegensreich wir-
ken könnten, wenn ſie rein geſchäftsmäßig nach dem Grund-
ſatze betrieben würden: Liebet eure Brüder. Jm Neuen Teſta
ment ſoll es zwar heißen: Liebet eure Feinde!, aber Freiherr
v. Rheinbaben macht auch die Lehre Chriſti nach dem Ge-
brauche des „national wirtſchaftlichen Blocks“ zurecht. Auf
dieſes Programm des Geſchäftschriſtentums der Zentral Ge
noſſenſchaftskaſſe einigten ſich alle Parteien des Dreiklaſſen
parlaments mit Ausnahme der dort aus dem Block ausgetrete-
nen Freiſinnigen. Die Freikonſervativen bekamen vom Zen-
trum ſogar einen Rüffel, daß ſie ſich nicht ausdrücklich zu dieſem
Block geſchäftlicher Frömmigkeit auf den Boden eines höchſt
praktiſchen Chriſtentums bekannt hätten. Warum hatten dieſe
Unvorſichtigen auch den Dr. Arendt vorgeſchickt, der von
Zeit zu Zeit das angelernte Chriſtentum ſo ſehr vergißt, daß er
nicht einmal mehr die frömmelnden Phraſen eines Rhein-
baben würdigt. Der Etat wurde nach ſachlich ziemlich un-
erheblicher Debatte bewilligt. Mittwoch Kultusetat. t

Das ewige Hindernis.
Alle Fürſten und Regierungen würden ſehr freiheitlich re-

giert haben, wenn die Menſchen nicht ſo ſchlecht geweſen wären,
nach der Freiheit zu verlangen. Wie herrlich weit wären wir
ſchon, wenn bloß die Buchdruckerkunſt nicht erfunden worden
wäre, wenn es keine Refomration gegeben hätte und dann
hinterher die avjcheulichen Unabhängigkeitskriege und Revolu-
tionen!

Das iſt ſo ungefähr der Grundgedanke, von dem die konſer
vativ-liberale Paarungspreſſe auszugehen ſcheint, wenn ſie
uns alle Tage verſichert, das ſchlimmſte Hindernis für das
gleiche Wahlrecht in Preußen ſei die Sozialdemokratie,
und ſomit wäre dieſe die eigentliche „Wahlrechtsfeindin“. Die
Junkerregierung würde ja keinen Augenblick mit der Einfüh-
rung des gleichen Wahlrechts zögern, wären die Wähler bloß
nicht ſo gemein, ihre eigene Meinung haben zu wollen, ſtatt

als den richtigen bezeichnet. Grſt wenn das preußiſche Volk
von der Freiheit den „richtigen“ Gebrauch machen wird, wird
es „reif“ für die Freiheit ſein.

Man könnte demnach glauben, daß zu einer Zeit, da die
Sozialdemokratie noch gar nicht oder doch nur als kleine Partei
exiſtierte, das gleiche Wahlrecht in Preußen am Platze geweſen
ſei. Dem iſt jedoch leider nicht ſo. Es hat immer in Preußen
Parteien gegeben, deren Exiſtenz ein freiheitliches Regime un-
möglich machte.“

Als das gleiche Wahlrecht, die Errungenſchaft der März-
revolution, durch das Dreiklaſſenſyſtem erſetzt wurde, gab es
überhaupt noch keine Sozialdemokratie.

Damals waren die bürgerlichen Demokraten das Hindernis.
Jn den fünfziger Jahren kannten die konſervativen Landräte

keinen ſchlimmeren Feind als die Bethmann-Hollwegſche Par-
tei. Sie warnten die Wähler, durch Wahl eines rechtsnational-
liberalen Mannes Mißbrauch mit dem Wahlrecht zu treiben.

Damals war die Partei Bethmann- Hollweg das Hindernis.
Jm Jahre 1873 brachte das Zentrum im preußiſchen Abge-

ordnetenhauſe ſeinen bekannken Wahlrechtsantrag ein. Bei
dieſer Gelegenheit führte der nationalliberale Abg. Lasker
(26. November 1873) nach dem amtlichen Protokoll folgendes
aus:

Jch bekenne, daß innerhalb der liberalen Partei die An-
ſichten über diejenigen Syſteme, welche innerhalb des allge-
meinen gleichen Wahlrechts anzuwenden ſind, um einen kor-
rekten Ausdruck der Volksvertretung zu finden, auseinander-
gehen Aber ich bekenne Jhnen noch ein anderes, daß
Stimmen auch innerhalb der liberalen Partei laut geworden
ſind, welche erklären, es ſei gefährlich, das allgemeine Wahl-
recht auszudehnen in einer Zeit, in der eine mächtige Partei
im Lande alle Grundlagen der geſetzlichen und rechtlichen
Ordnung unterwühlt.

Sehr gut! Sehr richtigl)
das Verhalten der klerikalen Partei mache gerade in dieſem
Augenblicke die Veränderung gefährlich, man müſſe vorſichtig

ſein
Damal war alſo das eZntrum das Hindernis!

Die Sozialdemokratie iſt alſo, wenn wir richtig gezählt
haben, ſchon zum mindeſten das vierte Hindernis, das den
König von Preußen, ſeine Regierung und die ihnen ergebenen
Parteien verhindert, ſo freiheitlich zu regieren, wie ſie natür-
lich von Herzen gerne möchten. So meinen es wohl auch die
freiſinnigen Blockhelden, die jetzt in ihren Verſammlungen ver-
ſichern, die „wüſte Agitation“ der Sozialdemokratie und derer
um Barth, ſchon gar die ſchrecklichen Straßendemonſtrationemn
ſchadeten bloß der Sache, die ſie ſelbſt mit ſo viel edler
mänlicher Beſonnenheit vertreten.

Bebel auf dem Spieß.
Aus der Leipziger deutſchnationalen Zeitſchrift Hammer

zitiert die Poſt folgende Erleuchtung des Herausgebers, eines
Herrn Fritſch:

Gleiches Recht! Die Sozialdemokratie fordert gleiches
Recht für alle. Gut. Sie billigt es, ihre politiſchen Geg-
ner durch Meuchelmord, mit Pulver und Dynamit zu ver-
nichten. (?7) Wenn ſie konſequent ſein will, muß ſie ihren
Gegnern das gleiche Recht zugeſtehen. Sie darf ſich alſo nicht
beklagen, wenn die bürgerlichen Parteien demnächſt die
Loſung ausgeben: wer Bebel, Singer oder Stadthagen auf-
ſpießt, der tut ein gutes Werk.

Dazu läßt ſich die Poſt ſchreiben:
Wir wüßten tatſächlich keinen irgendwie ſtichhaltigen Ein-

wand gegen die Logik dieſer Ausführungen. Wenn die be-
rufenen Vertreter der Staatsgewalt auch weiterhin den ver-
brecheriſchen Hetzereien der intellekkuellen Urheber des
Königsmordes und Staatsumſturzes untätig und geduldig
zuſchauen, dann dürfte es an ſtaats- und königstreuen Nach-
folgern der Charlotte Corday nicht fehlen. „Wahrlich es
iſt weit gekommen in den modernen Rechtsſtaaten, deren
Grundlage Gerechtigkeit ſein ſolll An dieſer Grundlage
wird von tückiſchen Banditen am hellen Tage unter dem
Schutze der Geſetze gerüttelt. Wo iſt der Staatsanwalt, der
nicht ſeines Amtes vergißt und dieſe „trefflichen Minierer“
in gewiſſenhafter und ſtrenger Amtsausübung vor das Ge-
richt ſtellt? Nach den ſchauervollen Vorgängen in Liſſabon
und nach dem jauchzenden Beifall, den die Liſſaboner Ban
diten bei den Führern der „völkerbefreienden“ Sozialdemo-
kratie finden, müſſen wir Deutſchen für das Leben unſeres
teuren Kaiſers und der übrigen angeſtammten deutſchen
Fürſten das Schlimmſte befürchten. Wir ſehen trotz aufmerk-
ſamen Zuſchauens nicht, daß irgendein ſichtbares Exempel
ſtatuiert und der verbrecheriſchen Hetztätigkeit der ſozial-
demokratiſchen Führer die eiſerne Fauſt des Staates gezeigt
wird. So iſt es denn notwendig, dieſen Freunden der
Königsmörder den Namen der Charlotte Corday zuzurufen
und zu ſagen, daß in deutſchen Landen vielleicht Männer
ſind, die gegebenenfalls nicht nach dem Buchſtaben, ſondern
nach dem Geiſte des Geſetzes verfahren und Königsmord auf
deutſchem Boden nicht an den hirnloſen Meuchlern ahnden
werden, ſondern an den intellektuellen Urhebern.

Die Poſt hat Bebel ſchon einmal mit dem Erſtechen bedroht.
Das war im Winter vorigen Jahres, und damals war es auch
eine „deutſche Charlotte Corday“ die dem „grauen Sünder“
im Bade auflauern wollte. Seitdem iſt's nur noch ſchlimmer
geworden, jetzt müſſen gar ſchon drei an den nationalen
Spieß des Patrioten Fritſch.

Um jedes Mißverſtändnis auszuſchließen, ſei nur noch be-
merkt, daß in der ſozialdemokratiſchen Preſſe kein Wort ge
ſtanden hat, das zu den geäußerten Befürchtungen um ver-
ſchiedene teure Leben auch nur den entfernteſten Anlaß gäbe.
Das Vorrecht, zum Morde aufzureizen und hierfür den Schutz
des S 51 St.-G. in Anſpruch zu nehmen, überlaſſen wir neidlos
der Poſt. Welche geiſtige Zuſtände und ſittlichen Auffaſſungen
müſſen aber im „nationalen“ Lager herrſchen, wenn man dort
ſolche Narren frei herumlaufen läßt!!?

Nur immer hübſch langſam! Ein Jahr iſt der „Blockreichs-
tag“ verſammelt. Und von 56 beanſtandeten Wahlen hat die
Wablprüfungs kommiſſion ſchon ganze 13 erledigt.
Wenn ſie in dieſem Temvo weiter arbeitet, iſt begründete Hoff-
nung vorhanden, daß ſie bei Schluß der Legislaturperiode mit
den letzten Wahlprüfungen zu Ende ſein wird. Es wird dann
zwar der eine oder andere Abgeordnete zu Unrecht volle fünf
Jahre im Reichstag geſeſſen haben. Aber was ſchadet das?
Die Kommiſſion hat ja durchaus „ordnungsgemäß“ gearbeitet.
Zum Galoppieren iſt ſie doch nicht verpflichtet. Zwar in einem
Parlament wie dem öſtreichiſchen beſteht die Beſtimmung, daß
binnen eines Jahres alle Wahlprüfungen erledigt ſein müſſen.
Aber was zum Teufel gehen uns die ja notoriſch kulturrück-
ſtändigen Oeſtreicher an?

Der Hofrat und die Achtgroſchenjungen. Am 4. Februar
hielt Prof. Dr. Grünberg in der Sozialiſtiſchen Geſellſchaft
zu Wien eine Eedentrede auf den vor zwer Jahren verſtorbenen
Rechtslehrer und Sozialiſten Anton Menger (weiland Hof-

die charakteriſtiſchen Beziehungen des freigeſinnten Gelehrten
preußiſchen Staate zu ſprechen kam. Ende der achtziger

ahre unternahm Menger mehrere große Reiſen, um ſeine
Bibliothek des Sozialismus, die reichhaltigſte der Welt, zu ver
vollſtändigen, und kam ſo im Jahre 1887 nach Berlin. Die
Polizei erkannte in dem öſtreichiſchen Profeſſor einen „gefähr-
lichen Agitator“ und hielt ihn unter ſtändiger Beobachtung.

Das iſt die einzige Beziehung, die der preußiſche Staat zu
dieſem berühmten deutſchen Gelehrten unterhalten hat.
Auf einem preußiſchdeutſchen Katheder wäre ein Anton Men-
ger, obgleich er ein erbitterter Gegner von Marx war, unmög-
lich geweſen; dazu war er ein zu guter Demokrat und über-
zeugter Sozialiſt. So kam es, daß Menger den preußiſchen
Staat nur in ſeiner würdigſten Erſcheinungsform, nämlich in
der Jnſtitution der Achtgroſchenjungen näher kennen ge-
lernt hat.

Ausland.
Schweiz. Der Fall Kilatſchitzki. Wie erinnerlich,

wurde vor einigen Monaten der politiſche Flüchtling Georg
Kilatſchitzki von der Schweiz an Rußland ausgeliefert.
Genannte war beſchuldigt, die Ermordung des Eiſenbahndirck-
tors Jwanows begünſtigt zu haben. Jwanow hatte nach dem
großen Eiſenbahnerſtreik zirka 800 Eiſenbahner verhaften
laſſen, die dann nach Sibirien verſchickt wurden. Das Schwei-
zer Bundesgericht wollte nicht anerkennen, daß die Ermordung
des Jwanows aus politiſchen Motiven geſchehen ſei. r
nächſte Zweck der Tat ſei teils die Befriedigung von Rache
gefühlen gegen den Getöteten geweſen, teils ſei die Tat in der
Abſicht geſchehen, die Regierung und ihre Anhänger in
Schrecken zu verſetzen. Der Zuſammenhang mit den End-
zielen der Partei, der Umänderung der Staatsverfaſſung und
der wirtſchaftlichen Organiſation ſei ein durchaus entfernter
und loſer. Nach dieſer ſonderbaren Beweisführung wurde
Kilatſchitzti ausgeliefert. Am 31. Januar hat nun der Prozeß
gegen ihn in Warſchau ſtattgefunden; das Urteil lautet auf
ſechs Jahre Zwangsarbeit.

Das Oberſte Gericht der Freien Schweiz würde nach der
oben entwickelten Logik heute auch die Auslieferung Wilhelm
Tells an die habsburgiſchen Schergen verfügen. Denn die
Lötung des Landvoigts Geßler durch Wilhelm Tell erfolc'e
teils in Befriedigung von Rachegefühlen gegen den Getöteten,
teils in der Abſicht, die Regierung und ihre Anhänger in
Schrecken zu verſetzen.

Frankreich. Die Marokko- Affäre in der Kam-
mer. Jn der geſtrigen Kammerſitzung gelangte die Frage
des Abgeordneten Jaurès über die marokkaniſche Ange-
legenheit zur Sprache. Jaurès erſuchte den Miniſter des
Auswärtigen um Aufſchluß, weshalb General D'Amade nach
Settat vorgedrungen und andererſeits, ob es richtig ſei, daß
Abdul Aſis die Jntervention Deutſchlands nachgeſucht habe.
Der Miniſter des Auswärtigen, Pichon, erklärte in ſeiner
Antwort: „Wir ſind gegen unſeren Willen in Caſablanca und
nur infolge ganz ſpezieller Ereigniſſe, wir werden Caſablanca
nur verlaſſen, nachdem unſere Rechte, unſere Jntereſſen und
unſere Ehre gewährleiſtet worden ſind.“ Der Miniſter verlas
alsdann die Jnſtruktionen, welche dem General D'Amade er-
teilt worden ſind. Auf das Jnterventionsgeſuch
Abdul Aſis an die deutſchen Vertreter über-
gehend, teilt der Miniſter Pichon mit, die deutſche Regierung
habe die franzöſiſche Regierung informiert, daß Abdul Aſis
durch Vermittlung des deutſchen Vertreters in Tanger den
Wunſch ausgedrückt, Deutſchland möge Frankreichs Aktion in
Marokko einſchränken. Der Miniſter fügt hinzu: Nach Erkun-
digungen, welche wir in Rabat eingezogen haben, dementiert
Abdul Aſis dieſe Jntervention. Die Sache iſt die, daß das
marokkaniſche Geſuch nicht dem deutſchen Vertreter in Tanger
ſondern einem deutſchen Kaufmanne, der das Amt eines deut
ſchen Konſuls verſieht, unterbreitet worden iſt. Die Haltung
der deutſchen Regierung in dieſer Angelegenheit iſt eine voll
ſtändig taktvolle geweſen. Die Haltung Muley Hafids iſt
verſtändlich, dagegen diejenige Abdul Aſis' weniger verſtänd-
lich. Der Zwiſchenfall wird hierauf als erledigt betrachtet.

Dänemark. Die ſtaats anerkannten Arbeits-
loſenkaſſen. Jm April vorigen Jahres kam in Däne-
mark bekanntlich ein Geſetz zuſtande, wonach den Arbeitsloſen-
kaſſen der Lohnarbeiter aus Staatsmitteln ein Drittel der für
ihren Zweck aufgewendeten Gelder erſetzt werden ſoll, während
die Gemeinden außerdem ein Sechſtel zuſchießen können, ſo
daß in ſolchem Fall die Hälfte der Arbeitsloſenunterſtützung
aus öffentlichen Mitteln aufgebracht wird. Die däniſchen Ge-
werkſchaften haben ſich bereits zum größten Teile mit ihren
Arbeitsloſenkaſſen dem Geſetze angepaßt. Ende vorigen Mo-
nats waren es 29 gewerkſchaftiche Arbeitsloſenkaſſen mit zu-
ſammen 76 041 Mitgliedern, die auf den Staatszuſchuß reflek-
tieren und die dazu nötige Staatsanerkennung erhielten. Dar
unter ſind Kaſſen mit wenigen hundert Mitgliedern, aber auch
ſolche mit vielen tauſenden, wie die des Arbeitsmannsverban-
des, die 270000 Mitlgieder zählt. Selbſtverſtändlich ſtreben
die Gewerkſchaften nun auch darnach, die kommunalen Zu-
ſchüſſe zu erhalten, zu deren Leiſtung die Gemeinden ja nicht
verpflichtet, wohl aber berechtigt ſind. Das Gewerkſchaftskax-
tell von Kopenhagen hat dieſer Tage bereits einen ſolchen An-
trag an die Gemeindeverwaltung geſtellt. Es handelt ſich hier

jetzt um 30 000 Mitglieder ſtaatsanerkannter Arbeitsloſen-
aſſen.

Zwei Wahlrechtsdeputationen vor dem
Reichstag. Am Freitag erſchienen vor dem Vorſitzenden
der Verfaſſungskommiſſion und vor dem Präſidenten des
däniſchen Reichstags erſt eine Frauen und dann eine Männer-
deputation, die beide in ihrer Art die Durchführung der von
der ſozialdemokratiſchen Fraktion vorgeſchlagenen Verfaſſungs-
änderungen zur Einführung des ſtaatsbürgerlichen Frauen
wahlrechts, zur Ausdehnung des Wahlrechts auf alle mün-
digen Männer und Frauen verlangten. Die Frauendeputa-
tion, beſtehend aus ſieben Vertreterinnen des weiblichen Ar-
beiterverbandes, der ſozialdemokratiſchen Frauenwahlrechts
vereinigung, zweier Brauerciarbeiterinnenorganiſationen und
zweier Schneiderinnen- und Näherinnenorganiſationen, legte
zur Unterſtützung der Forderung eine von 10000 Frauen
Kopenhagens angenommene Reſolution vor. Der Vorſitzende
des Verfaſſungsausſchuſſes Anders Nielſen, ein Regierungs
liberaler, ſagte, daß es ſeiner Anſicht nach jetzt, da die Frauen
und Dienſtleute vorausſichtlich das kommunale Wahlrecht
bald erhielten, nicht angebracht ſei, die Forderung des ſt a at
bürgerlichen Wahlrechts ſo ſtark in den Vordergrund zu
rücken. Perſönlich halte er wie ſeine Partei ein ſo ausge
dehntes Frauenwahlrecht für unmöglich. Auf irgendwelche
weitere Ausſprache mit den Frauen ließ er ſich nicht ein. Da
gegen kam es im Zimmer der Reichstagspräſidenten zu einer
kleinen Debatte zwiſchen der Deputation und dem Folkethings
präſidenten Anders Thomſen, einem Liberalen vom
ſelben Kaliber wie Anders Nielſen. Er meinte, daß der Vox-
ſchlag kaum in dieſer Reichstagsſeſſion Geſetz werde, äußerte
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trieben, ſeine Stmpathie für das Frauen
Senoſſin Olivia Hanſen ſchließlich ſagte: „Wir fordern
nichts anderes als die Gerechtigkeit, die uns gebührt“, erwiderte
er kleinlaut, es hätte doch keiner erwartet, daß die Frauen ſo
ſchnell das kommunale Wahlrecht erhalten würden, wie
das jetzt der Fall ſein werde.

Die zweite Deputation beſtand aus drei Vertretern der
Sogial demokratiſchen Jugendvereinigung. Sie
legte eine in 13 Verſammlungen angenommene Reſolution für
die Herabſetzung des Wahlrechts alter s und die übrigen
Forderungen des ſozialdemokratiſchen Entwurfs vor, wurde
aber an beiden Stellen mit ebenſo leeren Redensarten abge
ſpeiſt wie die Frauendeputation.

Es beſtand die Abſicht, daß beide Deputationen auch den
Miniſterpräſidenten Chriſtenſen beſuchen ſollten, dies mußte
jedoch bis auf die nächſte Woche verſchoben werden, da der
Miniſter nicht Empfangstag hatte.
Portugal. Ueber die republikaniſche Bewe-

gung wird der Frankf. Ztg. aus Liſſabon gemeldet: Jn
der MontagNacht wird ſich hier ein republikaniſches Direkto-
rium konſtituieren, beſtehend aus fünf Mitgliedern, darunter
je zwei aus Liſſabon und Oporto. Das fünfte, der Präſident
iſt Profeſſor Bernhardino Machado. Die Aufgabe des Direk-
toriums ſoll die Vorbereitung der Verfaſſung der Republik
ſein, deren Kommen man baldigſt erwartet. Die Republika
ner rechnen dabei vielleicht mehr mit den unüberbrückbaren
Differenzen und der immer größer werdenden Verwirrung im
monarchiſtiſchen Lager als mit der eigenen Vollkommenheit. Die
republikaniſche Partei glaubt zuverſichtlich, die Monarchie werde
kein langes Leben haben und nach einigen weiteren ſchnell
wechſelnden haltloſen und unhaltbaren monarchiſchen Regie
rungen werde ſich die Unmöglichkeit des Fortbeſtandes des
Königstums und damit als einziger Ausweg die Erklärung
der Republik ergeben. Dieſes alles vollzieht ſich noch im
Laufe dieſes Jahres. So die Meinung der hervorragenden
Republikaner in Liſſabon.

Zur Revolukion in Rußland.
Parteizuſammenſetzung der Duma. Die dritte Duma ſetzt

ſich nach offiziellen Angaben aus folgenden Parteien zu-
ſammen:

Extreme Rechte 50, Nationaliſten 24, gemäßigte Rechte 71,
Oktrobriſten 154, Progreſſiſten und „friedliche Erneuerer“ 29
Polenklub und polniſch-litauiſcher Klub 18, Kadetten 54, Muſel-
männer 8, Tridowiki (Arbeitsgruppe) 13, Sozialdemokraten
20, Parteiloſe l.

Die Oppoſition verfügt alſo höchſtens über 148 Stimmen oder
30 Prozent.

Der Schnaps als Staatsſtütze. Bekanntlich beſteht in Ruß-
land das Branntweinmonopol, das ja nun auch in Preußen-
Deutſchland eingeführt werden ſoll. Da liefert denn die ſo-
eben erſchienene ruſſiſche offizielle „Ueberſicht der Ergebniſſe
des ſtaatlichen Branntweinverkaufs im Jahre 1906“ manche
lehrreichen Ziffern. Der Branntweinverkauf des Staates er
ſtreckt ſich im Rechnungsjahre 1906 auf 65 Gouvernements und
10 Diſtrikte mit einer Bevölkerung von 134,9 Millionen Men-
ſchen. Es beſtanden 28 341 Verkaufsläden und 2576 Brannt-
weinbrennereien, ferner 444 private Rektifikationswerke, die
Spiritus für den Staat deſtillieren, außerdem 38 Deſtillierab-
teilungen an Staatsdepots, 337 Deſtillatierdepots in Staats
gebäuden, ſchließlich beſteht noch in Petersburg eine ſpezielle
Korkenfabrik. Das Geſamtvermögen des Branntweinmono-
pols machte 111,5 Mill. Rub. aus; darunter an Mobiliarver-
mögen 10,2 Mill. Rub., und an Jmmobiliarvermögen 101,8
Mill. Rub. Zur Vorbereitung der Getränke (Rektifizierung,
Abfüllung und Einpackung) wurden 7,9 Millionen Arbeits-
tage verbtaucht. Verkauft wurden im Jahre 1906 85,5 Mill.
Eimer Branntwein, d. h. 13 Flaſchen per Kopf der Bevölkerung.
Am meiſten trank man in den Gouvernements Petersburg
(zirka 35 Flaſchen per Kopf der Bevölkerung), Moskau (zirka
37 Flaſchen), Jrkutsk (28 Flaſchen) und im Bezirk Jakutsk
(ebenfalls 28 Flaſchen).

Die finanziellen Ergebniſſe äußerten ſich für 1906 in folgen
den Ziffern: Die Bruttoeinnahme betrug 698,8 Mill. Rub., die
Ausgabe 190,4 Mill. Rub., ſomit die Nettoeinnahme 506,4 Mill.
Rub. Es iſt zu berückſichtigen, daß im Vergleich zu 1905 die
Bruttoeinnahme um 84,4 Mill. Rub., die Ausgaben um 19 Mill.
Rub. und die Nettoeinnahme um 65 Mill. Rub. geſtiegen ſind.
Die Bruttoeinnahme machte für jeden Eimer im Jahre 1906
—-8,10 Rub., die Ausgaben —-2,28, die Nettoeinnahme --5,93
Rubel aus. Vergleicht man dieſe Ergebniſſe mit denen, die
vor Einführung des Monopols die früheren Branntwein-
ſteuern und Akziſen geliefert hatten, ſo bekommen wir ein Ver-
hältnis von 509,2 Mill. Rub. zu 298,6 Mill. Rub., d. h. im
Jahre 1906 mehr um 210,6 Millionen Rubel. Hätte jetzt die
Steuer am 1.6 Auguſt 1900 in Höhe von 4,4 Rub. pro Eimer
exiſtiert, ſo würde der Staat beim jetzigen Konſum 360,6 Mill.
Rub. bekommen haben, d. h. um 145,8 Mill. Rub. weniger als
er tatſächlich, dank dem Monopol, erhielt; das hätte um 1 Rub.
71 Kop. pro Eimer weniger ausgemacht.

Den Hauptpoſten der Ausgaben machte natürlich der Ankauf
von Spiritus aus. Dank den vom Staate gezahlten hohen
Spirituspreiſen ſtanden ſich die Spiritusbrenner ziemlich gut,
und die Zahl der Branntweinbrennereien ſtieg im Jahre 1906
im Rayon des Monopols um 113. Namentlich werden durch
den Spiritusankauf der große Grundbeſitz und die großen
Brennereien gefördert.

Man ſieht, daß es keineswegs leicht wäre, eine ſo blühende
und gewinnbringende Unternehmung zu liquidieren. Jn erſter
Reihe kommen hier auch die Jntereſſen der ſviritusbrennenden
Großgrundbeſitzer in Betracht, die die Regierung doch nie in
Stich laſſen kann. Das Monopol ſollte jedoch nicht dazu die
nen, das Volk zum Trunk zu verleiten, um die Staatseinnah-
men zu verbeſſern. Was das Volk an Branntwein ſparen
würde, könnte es für Zucker und Tee, die doch auch verſteuert
werden, ausgeben, ſo daß der Staat keine Verluſte erleiden
würde. Die Brenner ſind ja nur aber allzu einflußreich, als
daß ſie irgendwelche Schädigung ihrer Jntereſſen dulden wür-
den. Weder von der Regierung, noch ſeitens der jetzigen Duma-
mehrheit kann man ernſte Schritte in dieſer Richtung erwar-
ten. Man wird darüber ſprechen, man wird ſich entrüſten,
man wird ſogar klagen und mit dem „armen Volke Mitleid
haben, und dann wird die Regierung wiederum Zirkulare ver
ſenden, in denen gefordert wird, der Eröffnung neuer Deſtilla-
tionen keine Hinderniſſe entgegenzuſetzen.

Ein neues Knutenprojekt. Das Organ der Schwarzen Hun-
derte Rußkoje Snamja verkündet nachſtehendes Rezept
zur Beruhigung Rußlands:

„Außerordentliche Zuſtände bedingen außerordentliche Maß
nahmen. Es müßten Körperſtrafen, inkl. Todesſtrafe für einige
Arten von Verbrechen feſtgeſeizt verden: für Totſchlag, Plün-
derung, Brandſtiftung, Anſtiftung von Militärrevolten, wie
überhaupt Anſtiftung zur Widerſetzlichkeit gegenüber Der

ahlrecht. Als die j ſelbſtherſchaftlichen. Gewalt, desgleichen für Flucht-
verſuche aus dem Gefängnis und Revolten in Gefängniſſen
und Lehranſtalten.“

„Es müßten hierbei beiſpielsweiſe folgende Grade von Kör
perſtrafen, je nach Alter und Schuld, feſtgeſetzt werden:

1. Grad: 25 Rutenhiebe, ohne Einſchränkung der Rechte;
2. Grad: 50 Rutenhiebe, nebſt Einſchränkung gewiſſer Rechte

eher 75 Knutenhiebe nebſt Entziehung aller beſonderen
echte

4 Grad: 100 Knutenhiebe nebſt Entziehung aller Standes-
rechte

5. Grad: Todesſtrafe.“
„yAlle dieſe Strafen müßten in ungeſchwächter Weiſe gegen
über allen Perſonen, welchen Standes, Berufes und Ge-
ſchlechtes ſie auch ſeien, angewendet werden. Und ihr wer-
De hen wie ſchnell ſich alles in unſerem Lande beruhigen

ird.
Dieſe Ausgeburt einer krankhaften Phantaſie, die ihres-

gleichen nur in den blutrünſtigen Wahnvorſtellungen der preu-
ßiſch-deutſchen Scharfmacherzeitung Poſt (ſiehe die tages-
geſchichtliche Notiz: Bebel am Spieß in der heutigen Nummer
des Volksblattes) findet, iſt abgedruckt in einem Organ, das
mehr als einmal die Richtung der inneren Politik Rußlands
beſtimmt hat.

Das Land ohne Streiks.
So wurde bisher vielfach mit großer Genugtuung die auſtra-

liſche Kolonie NeuSeeland geheißen. Die Konflikte zwi-
ſchen Unternehmern und Arbeitern in der Jnduſtrie wurden
durch Verhandlungen vor den Einigungsämtern und Schieds-
gerichten verhandelt und „geregelt“'. Das Geſetz wurde im
Jahre 1894 geſchaffen, nachdem einige große Streiks ſtattge-
funden haätten, durch welche die ganze Bevölkerung in Mitlei-
denſchaft gezogen worden war. Jn der Tat iſt man jahrelang
mit dieſen gewerblichen Schiedsgerichten ausgekommen und es
wurde dieſen Einrichtungen nachgerühmt, daß ihnen beſon-
ders die ſchnelle Entwicklung und große Proſperität des Landes
zu danken ſei. Jn den letzten zwei Jahren haben aber trotz des
Geſetzes, das den Streik verbietet, eine Reihe von Ausſtänden
und zwar im Schneidergewerbe, Transportgewerbe, bei den
Bäckern, Schlächtern uſw. ſtattgefunden. Die Verhängung von
Strafen wegen Veteiligung an Streiks bis zu 100 Mark in
einzelnen Fällen auch von Gefängnisſtrafen haben nichts ge-
nützt und die Unzufriedenheit der Arbeiter mit dieſem Geſetz
wird immer größer.

Es wird auch immer offenbarer, daß die Annahme, dieſer
Friede im Gewerbe habe die Proſperität der Jnduſtrie hervor
gerufen, falſch iſt, die Gründe hierfür liegen ganz wo anders.
Die junge Kolonie konnte große Maſſen gefrorenen Hammel-
fleiſches nach Europa ausführen, erhielt für Schafwolle, But
ter, Milch, Getreide, kurz alle land wirtſchaftlichen Produkte
hohe Preiſe. Dies beeinflußte ſelbſtverſtändlich die Entwick-
lung der Jnduſtrie in ſehr günſtiger Weiſe. Auch ohne das
Anti-Streikgeſetz hätte die Entwicklung dieſe Bahnen genom-
men. Die Unternehmer konnten infolgedeſſen den höher ge-
henden Anſprüchen der Arbeiter bisher auch meiſt nachkommen.
Je mehr aber die junge Kolonie in das Fahrwaſſer großkapita-
liſtiſcher Entwicklung gelangt, deſto größer werden in dieſer
Beziehung die Schwierigkeiten Die Grundrente iſt geſtiegen,
Kapitaliſtien, Spekulanten, Zins- und Dividendenempfänger
nehmen ihren Anteil von den Erträgniſſen der Arbeiter vorweg.

Das Geſetz über die Einigungsämter und Schiedsgerichte be-
friedigt alſo nicht mehr; dem Parlament von NeuSeeland
liegt, wie wir einem auſtraliſchen Arbeiterblatte entnehmen,
zurzeit eine Novelle vor, welche unter Aufhebung der Eini-
gungs- und Schiedsämter die Errichtung von Gewerbeſchieds-
ämtern vorſieht. Dieſe ſollen aus drei Unternehmern und drei
Arbeitern zuſammengeſetzt ſein, die in dem betreffenden Ge-
werbe beſchäftigt ſind oder beſchäftigt waren, in welchem die
Differenzen ausgebrochen ſind. Ein unparteiiſcher Vorſitzen-
der ſoll von den Vertretern gewählt bezw. vom Gouverneur er-
nannt werden. Damit glaubt man den Mißſtand beſeitigen
zu können, daß die Urteile der Einigungsämter, die mehr zu
gunſten der Arbeiter ausfallen, durch die hoyere Jnſtanz, das
Schiedsgericht, wieder aufgehoben werden konnen. An dem
letzteren wirken gelehrte Richter mit. Die Gefängnisſtrafen,
deren Verhängung unter den Arbeitern viel böſes Blut gemacht
hat, ſoll beſeitigt werden. Dafür ſollen die im Geſetz vorge-
ſehenen Geldſtrafen mit größerem Nachdruck eingetrieben
werden, die auf Grund dieſes Geſetzes über Arbeiter verhäng-
ten Geldſtrafen vom Lohne abzuziehen und zwar bis zur Höhe
von 25 Prozent vom jeweiligen Wochenlohn. Gegen dieſe Be-
ſtimmung herrſcht in den Kreiſen der Arbeiter große Oppo-
ſition. Ferner iſt noch eine andere Bevormundung der Arbei-
ter geplant; man will in das Geſetz eine Beſtimmung hinein
bringen, wonach die Gewerkſchaftsbeamten aus denjenigen Ge-
werben hervorgegangen ſein müſſen, bei deren Berufsorganiſa-
tionen ſie angeſtellt werden. Die Wünſche der Arbeiter, ſofern
dieſe nicht auf eine gänzliche Beſeitigung des Geſetzes hinaus-
laufen, gehen vor allem dahin, eine ſchnellere Rechtſprechung
zu erzielen und einen größeren Anteil am Produkt zu erhalten,
den ſie durch ihre Arbeit herbringen. Bei dem gegenwärtigen
Verſahren vergeht hänfig ein Jahr und darüber, bis die dem
Gericht unterbreiteten Differenzen ihre endgültige Erledigung
finden. Um einen größeren Anteil am Produkt ihrer Arbeit
zu erhalten, werden die Arbeiter von NeuSeeland freiwillig
andere Mittel in Anwendung bringen müſſen. Um dieſen ſich
zu ſichren, müſſen ſie die Beſeitigung des kapitaliſtiſchen
Syſtems überhaupt als ihr Ziel ins Auge faſſen. Und dieſen
Weg zum Kapitalismus werden auch die Neuſeeländer Arbeiter
finden. die ſteigende kapitaliſtiſche Entwicklung wird ſie dahin
drängen.

Volkswirtſchaftliches.
Der Zuſammenbruch des Bankhauſes Friedberg. Die Zah-

lungseinſtellung des Bankhauſes Siegmund Friedberg, von dem
wir in der Sonnabendnummer kurz berichteten, rief in den
Börſenkreiſen keine beſondere Ueberraſchung hervor, man be-
urteilte die Geſchäftstätigkeit der fallierten Firma niemals
günſtig, obwohl oder gerade weil über die finanziellen Grund-
ſagen dieſes Unternehmens nie eine Klarheit beſtand. Einige
Handelsblätter hatten über das Geſchäftsgebahren des jetzt ge
flüchteten Bankiers vor Jahren abfällig geurteilt und War
nungen auszuſprechen verſucht, doch weiterhin fehlte es an Be
weiſen, um gegen ihn den Vorwurf ſchwindelhaften Treibens
begründen zu können. Noch immer iſt eine genaue Ueberſicht
über die Lage des Friedbergſchen Bankgeſchäftes und der von
ihm gegründeten Unternehmung nicht zu erlangen. Nach einer
Schätzung betragen die Schulden Friedbergs etwa 212 Mill. Mk.
Leidtragende ſollen Berliner und auswärtige VPrivatleute ſein;
kleine Kapitaliſten dürften ſtark in Mitleidenſchaft gezogen
worden ſein. Ob Depotsunterſchlagungen erfolgt ſind, iſt bis
zur Stunde nicht feſtgeſtellt, der Kaſſierer ſoll den Depot
gläubigern die Verſicherung gegeben haben, daß, ſoweit es ſich

ſeien.
Friedberg hat in den letzten Jahren große Summen im Hypo

thekenverkehr verdient, die Gewinne wurden jedoch von den von
ihm finanzierten Gründungen verſchlungen, außerdem trieb
der jetzt 30jährige Mann ein wahnſinnig verſchwenderiſches Le
ben. Der weitaus größten Teil der Gelder dürfte in ſeinen
beiden letzten Gründungen, der Automobil- Zentrale A.-G., und
der Berliner Verlagsdruckerei A.-G., verſpefuliert worden ſein.
Die Gründung der Verlagsdruckeei geſchah zu dem Zweck, das
von Fiedberg herausgegebene Finanzblatt, Der Ratgeber auf
dem Kapitalmarkt, das ſeit Jahren wöchentlich zweimal erſchien,
in eine Tageszeitung umzuwandeln. Jn dieſer Gründung er-
blickte der gewiſſenloſe Spekulant wahrſcheinlich die Möglichkeit
einer Rettung, das aber mißglückte und mißglücken mußte. Mit
Recht wird gegen die Verquickung von Bankgeſchäft und Han-
delsblatt ſcharfe Kritik erhoben, doch es wäre ungerecht, zu be
haupten, daß das Finanzblatt, deſſen Herausgeber Friedberg
war, zu Spekulationen anreizte und in ſeinem redaktionellen
Teile auf Täuſchung der Leſer bedacht war. Die Artikel dieſes
Blattes zeichneten ſich im Gegenteil durch eine Sachlichkeit aus,
die in vielen Handelsblättern nur zu ſehr zu vermiſſen iſt.
Auch der „Briefkaſten“ des Blattes, in dem Auskünfte über die
verſchiedenen Aktien uſw. erteilt wurde, zeichnete ſich, wie un
abhängige Kritiker erklären, durch Vorſicht aus, er ſoll zu An-
griffen kaum Veranlaſſung gegeben haben. Nichtsdeſtoweniger
diente das Blatt dazu, um Kunden für das Bankgeſchäft des
Herausgebers zu ködern. Friedberg ſah wohl gerade in der
Sachlichkeit des Blattes den Weg, das Vertrauen der Leſer und
Kunden zu gewinnen, um es dann um ſo ſchlimmer zu miß-
brauchen.

Die bürgerliche Preſſe wird gut daran tun, ſich jetzt anläßlich
des Falles Friedberg auch der zahlreichen anderen Ehrenmän-
ner zu erinnern, die dasſelbe Gewerbe treiben. Die ſozialdemo-
kratiſche Preſſe hat jüngſt darauf hingewieſen, daß die Bera-
tung des Börſengeſetzes die günſtige Gelegenheit biete, die
Korruption zahlreicher Börſen- und Finanzblätter zu unter-
ſuchen, deren Treiben nicht minder gefährlich iſt als das des
zuſammengebrochenen und geflüchteten Friedberg. Es wird
auch notwendig ſein, die Praktiken anderer Bankgeſchäfte zu
beleuchten, die ihre Kunden durch bewußt falſche Meldungen
zum Ankauf von Aktien verleiten, die ſyſtematiſche Raubzüge
auf die Taſchen mit dem Börſengetriebe unbekannter Leute voll-
führen, die aber kein Staatsanwalt ſchreckt, weil ſie den Be
trug nicht in Form von Depots unterſchlagen und ausüben. Die
laute Entrüſtung über Friedberg darf nicht. dazu dienen, die
Aufmerkſamkeit von dieſem Schäden abzulenken.
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Mittlerweile iſt auch der Stellvertreter Friedbergs, der Direk
tor der Automobil-Zentrale, Friedrich Bohn, flüchtig gewor
den. Bohn hat am Sonnabend 50 Hundertmarkſcheine der
Kaſſe entnommen, iſt dann mit ſeinem Automobil, das einen
Wert von 40 000 Mark haben ſoll und das ihm als Direktor der
Automobil Zentrale zur Verfügung ſtand, fortgefahren und iſt,
nachdem er ſich vorher noch in einem bekannten Weinreſtaurant
am Kurfürſtendamm geſtärkt hatte, verſchwunden. Montag
vormittag ſollte eine Aufſichtsratsſitzung der AutomobilZen
trale ſtattfinden, man wartete vergeblich auf den Direktor
Bohn, der die Bücher vorlegen und der auch eine Auskunft über
die Depots, die Friedberg hatte, geben ſollte. Bohn iſt ein
junger Mann von 26 Jahren. Auch ſeine Freundin, die Tochter
eines Angeſtellten der Automobil-Zentrale, iſt gleich ihm von

Berlin verſchwunden. IAus dem Reſche.

„Poſen. Bei einem Brande in der Lorenzſtraße erſtickten
eine Witwe und ihr einjähriges Kind eine andere Witwe und
deren n Tochter ſind ſchwer an Rauchvergiftung er
krankt. Beim Sprunge aus dem Fenſter wurden ferner eine
Frau und eine 27 jährige Arbeiterin ſchwer verletzt.
Königsberg. Eiſenbahnunfall. Am Montag früh fuhr

eine Leermaſchine von Baitkowen bei der Einfahrt in den
Bahnhof Neuendorf an den dort im Schnee feſtgekommenen

ug 361. Die Maſchine und ſämtliche Wagen ſind beſchädigt.
wölf Perſonen ſind verletzt, ein Reiſender und

ein Heizer ſchwer. Die Strecke Lyck-Johannisburg iſt bis
auf weiteres durch Schneeverwehung geſperrt.

Eſſen. Großfeuer brach Montag früh in dem von ſechs
Familien bewohnten Hauſe der Zeche Herl in Alteneſſen aus.Eine Frau ſprang aus dem Fenſter und blieb tot liegen. Ein
Mann büßte das Augenlicht ein. Das Haus brannte voll
ſtändig nieder.

Recklinghauſen. Bergarbeiterriſiko. Am Sonnabend
bohrte auf Zeche König Ludwig ein Vorarbeiter eine alte im
Geſtein ſteckende Sprengpatrone an. Die Patrone explodierte.
r rrsmann wurde getötet, zwei ſchwer und einer leicht

erletzt.

Mannheim. Ein folgenſchwerer Streit ſpielte ſich
in der Montag-Nacht in der Wohnung der Witwe Bauder im
Vororte Neckarsau ab. Der Liebhaber der Tochter, Fraeſer
aus Flötendein, geriet in Streit mit einem Nachbar und ver
letzte dieſen durch einen Revolverſchuß. Als die Witwe die
Gegner trennen wollte, feuerte er abermals einen Schuß ab,
durch welchen die Frau ſchwer am Unterleib verletzt wurde.
Es iſt fraglich, ob ſie mit dem Leben davon kommt.

Brieſkaſten der Redaktion.
Eisleben. Wenn der fragliche Artikel durch Sie eingeſandt

worden wäre, hätte ſeiner Aufnahme wohl kaum etwas ent
egengeſtanden. G. ſoll ſich mit dem zweiten an Sie wenden,ßer werden wir nichts dagegen haben.

Lauchhammer. Bericht der Metallarbeiter Verſammlung
vom 3. d. iſt leider nicht verwendbar.

Versammlungs-Munzeiger.
Jn vorliegender Nummer werden folgende Verſammlungen

bekannt gegeben
Halle: Sozd. Verein, Donnerstag, 13. Februar.
Ammendorf: Sozd. Verein, Sonnabend, 15. Februar.

r ——„—J“Väö—«vÜÖQuittung. t
Zeitz. Für die Gründung eines eigenen Parteiblattes gingen

ein: Vom gemütlichen Abend Concordia-Waldhorn 5. Mark.
A. Leovoldt.

Luckenan. Für die Parteipreſſe: Ueberſchuß vom Klein
ſchmaus 10. Mark. Fr. Hundt.Bornitz. Zur Gründung eines eigenen Parteiblattes gingen
ein: Liſte 811 9.65, 812 leer, 813 5.--, 814 1.30, 815--817 ſtehen
ans, 818 2. 819 1.70 820 2.35 Mark, E. Beyer.

Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.

Genoſen! Werbt neuer Abonnenten!

bis jetzt überſehen laſſe alle hinterlegien Depots vorhanden
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Für jede sparsame Hausfrau
ege Voche

Stück O Pf. Butterbrotpapler garton 2010 f. Glycerinselke tag 10 9 v. Fensterleder 26 50 25e Stück 10 v. Tollettenpaupier Rote 18 u. 9 f. Blumengelke Stüd 15 10 5 pt. Fensterschwämme Setüg 25 f. e

Pollertücher etud 25 u. 15 f. Relssnägel garton 22 u. Pf. Lilienmilchrelte etud 8 pr. Kerzen d roſe Stück s u. O Pf. i
o Oranfend. Kernselfe mieger20 pr. Kllchenspltre gone 15 u. 10 vt. Hoschusselle Stück 7 v. Bunte en. Rerren o Stüc 88 vt. h

Seltenpulver s Vatete 10 Pf. Fussbodendl Slaſche 92 Pf. ygelnthenseſte. Stack 195 pt. Zähnstocher Pateie 19 v.
Bleichsoda Paket O Pf. Nevers Putzcrem Fraſqhe 188 Pf. Vellchengelfe Stück 16 pf. Scheuertücher 32 18 9 Pf.

n Emullleputz 18 u. 9 p. GCeolln Flaſche 45 3. 25 Pf. Borux Karton 48 18 9 Pf. Fuscmatten s 82 22 v.
Okenschwärze Doſe 25 und 9 vt. Frroch e See 10 W. Bord refe vid. 32 w. Klelderbüyel Sia 19 e

h 2 W Bopnerwachs Doſe 42 u. 35 B. Hagnek en. Schuherem Doſ. f. Schweden 3 vatete 20 t. Hoengtrecker vernicett 25 vt.
m m Glünstott Paket 27 Pf. Wichse 3 Doſen 10 Pf. Haushaſtseite 2 Stück 15 Pf. Put.-Kleidernügel kompl. 66 Pf. i

d o keueranzünder Patet7 u. f. Putzpomude Doſen 10 f. Elfenheineife Stand 10 w. Hermelbügelbretter s 52 w. e
ſſ NDPepe putzstelne Stück d vf. Waschhluu veutel 10 Pf. Schmierseikte Pfund 20 pt. Glühkörper 25 15 i v

due arbttaschen 18 Mächeklammern 5 Ausklopfer
extra groß 4 25 Pf. Pf. Schock Pf. 58 48 22 Wo Pf.

5 ert
l escſfen Sfe inveore Sofamſensfer. m ſahaſiwarſen anf aſe Varen

h be Milch-Kakao Beönmlfeh für Att und ung Songer- Angeroit z
Mahrhaft f. Kinder, Kranke u, Rekonvaleszenten rmit Zucker. Billig und Stets fertig zum Gehrauch. An

Fabrikat Gebr. StoliwerekKk, A. -G., Köln a, Rh. S DiZu haben in allen, durch Plakate und Prospekte gekennzeichneten Geschäften. t nern gereinigt. e

General Vertreter: Alfreci Gebitsoch, Halle a. S. Galgenherg, 5
Pigene I üden: Lelststr. 36, 4 zuHall. Verein für Halle und den Saalkreis e e et

ernsprecher 5.Körbisdorf, Naundort, Frankleben, Benn- 9
Donnerstag, den 13. Februar abends 8 Uhr im „Volxspark“ (orf, Neumart, Geissrölit-, Kämmritz, Lütz- T 7

kendorf u. Krumpa zur Regen Austragen Detail Verkaut von he

2 S daß ich das Vabrik-Resten ſoMit lieder Ver sammliung W des Volksblattes übernommen habe. er e an
Tagesordnung: Beſtellungen auf alle Parteiſchriften nehme jeder on bie 2

1. Vortrag über: Republik u. Monarchie, zeit entgegen. Hochachtungsvoll r P2. Vierteljahresbericht und Verſchiedenes. Der Vorstand. Louis Zimmermann, KLörbisdort. eine Fravvo wen Tagen üb
eDresdner Felsenkeller- Geſchäfts Ersffnung.

Unſeren werten Kunden, Freunden und G nern zur hünvf Lelegenet pl

9 Nachricht, daß wir im Neuban Pfännerhöhe- und Turm pit8 ſtraßen Ecke eine 0lere huunamer kern ung Heunihun Bücherireunge,
behaupten ihren seit über einem halben Jahrhundert erworbenen e werden d 8 es en Srtränke u Ene e 6lzyckl's, Ja vHochachtungsvoll zur Ethik und Pſychologie.

K. Kekhardt u. Frau. Erundprohleme
ſtatt 10 M. nur 4.50 M.

guten Ruf.
Süegmilch'sSozialdem. Verein, am

mencork.
r

den 13. Febrnar bende S Uhr
im „Burgſchlößchen“ in Burg bei Radewell

Nitglieder-Versammlung.
Tagesordnung:1. Vortrag des Gen. R. Koehansks-Halle:

Parlamente 2. Diskuſſion. 3. Verſchiedenes.
Zahlreichen Beſ uch erwartet Der Vorſtand.

Haturheſlverein Halle- H.
Sonngbend d. 15. Febr. abends 7 Uhr „Zosologiſchen Garten“

19. Stiftungsfest,
verbund. m. Ronzerr, Theater u. Zall.

Hierzu ladet freundlichſt ein Der Vorstand.

Zeitz Zürger-Srholung. Zeit.
Sonntag den 16. Februar

S Volks -Maskenball.
Dur Xarl Koch's

Nährzwieback
z. ommt ſeiner Zuſammenſetzung

Wirkung nach der Muttermilch

„Unſere

iei ich, wirkt ernährend u. gedeih-

S ich, macht alle Berdauungs-S Gbrungen unmöglich; man gebe

S n e wenn ße ge
S terte ſnrwehag

e S u haben in 10, ve o Pfg.-Tüten in den ApothekenDrogerien, Koiomaiwarenhand lungen und in den bekannter Be

kauisſtellen.

MaKulatuv laden
Gonossensechalts Buchdrvueherei.

eeeeeeEWaeWa2

zu haben in der

c DDTI c ADZJZIM)TDVerlag und für die Inſerate veramworiſich: Auguſt Gro ß. Don der Halleſchen Genoſſenſchaſts Buchdrukerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.

DOo oMax Bernstein
Ecke Angerweg u. Seebenerſtraße,

am Zoologiſchen Garten,
verkauft

Zucker, ſcharfkörnig
Salz
Gar. rein. Schweine

ſchmalz, ſchneeweiß 90
Heringe, groß u. fett

à T 20 4
10

fleiſchig 6 Stck. 30
Soda 4 E 15Schweden à Paket 8
Feinſt. Tafelmoſtrich à W 20
Petroleum à Liter 18

Seifen billiger.
Gutkoch. Hülsenfrüchte.

Beſonders empfehle meine
in eigener Röſterei gebrannten

vorzügl. Kakfees,
Berl. Miſchung, gut

und reinſchmeckend à K 1.
Andere Miſchung. à K 1.20 2.

Selbſtgeſchlachtete
Fleiseh- u. Wurstwaren.

Alle anderen hier nicht auf-
eführten Waren, liefere eben-e lls gut und preiswert.

Schon ſeit 1887
werden alle Reparaturen an
Udren und Muſikwerken, Kunſt-u Schmuckgegenſtänden, Brillen,
Oiawerg uſw. ſauber und billig

ausgeführt bei
Rich. Ketscher, Durmacher,

vatle 3. S., Stornsgtrasse l.

Jägergaſſe 2, un-
mittelbare Nähe Gr.
Ulrichſtr. per 1. April

eventl. früher, billig zu vermiet.
Näheres Kl. Ulrichſtraße 26.

Stadt-Theuter Halle
Virektion: Hotrat M. Richards. Maballa-Pteater

Mittwoch den 12. Februar:
144. Ab.- Vorſtellung. 4. Viertel.

Umtauſchkarten ungültig.

Novität! Novität!Zum 9. Male:
Mit vollſtändig neuer

Ausſtattung an Koſtümen und
Dekorationen

Ein Walzertranm.
Operette in 3 Akten v. O. Straus.
Anf. 8 Uhr. Ende vor 10 Uhr

Donnerstag den 13. Febr.
Anfang 7 Uhr

145. Ab. Vorſtellung. 1. Viertel
Umtauſchkarten ungültig.
Zum Andenken an den

25. Todestag R. Wagners.
Benefiz für Kapellmeifter

Eduard Mörike.
Götterdämmerung.

Dritter Tag aus der Trilogie:
Der Ring des Nibelungen“.

Apoſſo-Thoafor

Direktion: Gustav Pollor.
Gaſtſpiel des

Berl. Apollo Enſembles
Allabendlich Punkt 8 Uhr:
Die Liebesfestung.

Vaudeville in 3 Akten

Heute, Dlenstag, abds, 8 Vhr

Elte Navkenhal
Ab morgen, Mittwoch, wieder

ſoden Abend 8 Uhr
Gastspiel

d. amerikan. Detektiv-Gompany

Niclkr-
Carter

Deblam Szenerie Schaustelſun

J. awerſl. Verbrecher -Iypen

wit Willy Brackmann
Momig, der Verbrecherkönig.,

Ria Humorist.
Lola Lieblich, Wiener Humorist

Saffira Pradyaik.
„Die Verbrennungy d. Indlschen

Witwe des Rajah“
nuf offener Rahne

unt. Mitwirkung d. indischen
jSängers Segon Neville“-,

Jeden Mittwoch nachm. 4 Uhr
Familien-Vorstellung.
I Erwachs. 20 Pf. Kinder 10 Pt.
Vorverkauf im Theaterbureau

und bei
Rud. Mosse, Brüderstr 4.

Rossfleisoeh.
Nur prima Ware, ſowie alle

hochfeinen Wurſtwaren jeden
Abend die bekannte ff. Warme.

M. Zehnert, wen-
Roßſchlächterei und Vurſtfahrik.

Wiederverkäufer Buch, Lützen,

Weissenfelg, n
Weißznäherei u. Stickerei

führt ſauber aus
Frau hfannschmidt,

wavwverstr. 9
gefäße

Rossenkranz, Teuchern u. Vogel
7 c Gr. Klausstr. 2.

in Freyburg. Mitgt. de Rabßatt5parPereins.

Gut und Böre
ſtatt 10 M. nur 4.50 M.

V. Schweiger -lerchenfelt.

Frauenlehben der Erde
nur 4.00 M

Der Orlent uur 5.00
Fr. Umlauft, Die Alpen

nur 4.00 MAlle Bände r prachtvoll
gebunden.

Zu beziehen durch
de folkrhachdannng.

Halle a. H., Harz 4243.
Papier- Pappenabfalle
kaufen e Poſten

l. Brauhausſtr. 20.
Am 9. Februar abends 8 Uhr

entſchlief nach kurzem, ſchwerem
Leiden meine liebe Frau unſere
ſorgſame Mutter, S weſ ter,
Schwieger und Großmutter
Christiane Schmidt geb. Petersohn
im 509. Vebensjahre.

Dies zeigen allen Bekannten
und Verwandten mit der Bitte
um ſtilles Beileid an
Zeit. Der tieftrauernde Gatte

Anton Schmidt n. Hinterbl.
Die Beerdigung find. Mittwoch

nachm. 4 Uhr vom Trauerhauſe,
Brauſtraße 5, aus ſtatt.

Jodes- Anzeige.

Allen Freunden u. Bekannten
die traurige Nachricht, daß heute
Nachmittag 2 Uhr unſer lieber

Kurt
im Alter von einem Jahr nach
kurzem, aber ſchwerem Leiden
verſchieden iſt.

Weißenfels d. 10. 2. o8.

Fritz hatte
und Frau.

dgm—



2

all
rde

M.
pen

tvoll

alle

20.

Uhr
erem
unſere

eilage zum Volksblatt.
e. 36. alle a. S., Mittwoch den 12. Februar 1908. 19. 2ahrg.

Stadtverordneten Sitzung.
Montag, den 10. Februar, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Steckner.
Eingänge: Jn einer Eingabe teilt der Magiſtrat mit,

daß er bedüure, dem Ortsſtatut, betreffend die Straßenreini-
r nicht beitreten zu können. Das iſt nichts neues; dieSer nimmt aber Kenntnis davon. Die Stadtver-

ordneten G'ie

ſellſchaft hat in einer Eingabe Schutzvorrichtungen zur Ver-
hütung von Unglücksfällen an den elektriſchen Straßenbahn-
wagen m Bürgermeiſter v. Holly meint, erſtens
empfehle ſich die Schutzvorrichtung nicht und zweitens habe
der Magiſtrat keinen dahingehenden Ein-n auſ die Geſellſchaft. Das Kollegium erledigt
ie Angelegenheit durch Uebergang zur Tagesordnung. Jn

einer miniſteriellen m wird geklagt daß die Berichte
ergeben hätten, die Beſoldung der ſtädtiſchen Beamten laſſe
zu wünſchen übrig und es empfehle ſich eine beſſere Beſol-
dung. Stadtv. Schmidt ſagt: Für uns und eine Reihe
anderer Städte die Sache erledigt. Hier hat man die Be
züge erhöht. Jch möchte aber dem preußiſchen Staat und
dem Reich, das durch ſeine Wirtſchaftspoli-
tik die Erhöhung der Beſoldungen provoziert hat, den Rat
erteilen, auf dieſem Gebiet voranzugehen.

Stadtv. Emmer: Jch möchte mir die Anfrage erlauben,
ob der Miniſter auch die Erhöhung der Löhne der ſtädtiſchen
Arbeiter, die unter derſelben Wirtſchaftspolitik zu leiden haben,
befürwortet. Aus der Verfügung ſcheint das nicht hervorzu-
ehen. Geht der Miniſter in ſeiner Verfügung nicht ſo weit,
o müſſen die Städte darauf hinwirken, für die Arbeiter das

Notwendige herauszuſchlagen. Da haperts aber gewöhnlich.
Siehe Gasarbeiter). Stadtv. v. Blume erklärt, daß der

Miniſter ſich nur um die Beamten beſoldungen kümmere,
daß die Beſoldung der Arbeiter aber Sache der Städte wäre.
Die Angelegenheit wird gleichfalls durch Kenntnisnahme er-
ledigt. Seitens unſerer z iſt jeden Teilnehmer
des Kollegiums ein Bogen mit der Rede des Stadtrats Dr.
Peoni über:
Hie Aufgaben der Städte als Arbeitgeberzügeſtellt worden. Die Stadtväter finden darin, wie
ein Bürgerlicher auf dem chriſtlich-ſozialen Kongreß in Stutt-
gart für die Forderungen der Gasarbeiter eintrat.

Fine Petition des Herrn Heyn als Vertreter des
Ortskrankenkaſſen- Verbandes wünſcht, der geplanten Erhöhung
der Transportkoſten für Benutzung des Krankentransport-
wagans die Zuſtimmung zu verſagen. Mit dieſer Angekegen-
heit ſoll ſich nächſtens der Etat- Ausſchuß beſchäftigen. Der
ſogen. Deutſchnationale Handlungsgehilfen-Verband ladet zu
einer Kongreßvorſtellung zum 8. März in den Thaliaſälen
ein. Ein Herr Fiſcher, Kontoriſt, beklagt ſich in einer
Petition über die Sonntagsarbeit. Die Kontoriſten
würden dadurch der Kirche ferngehalten.Das Kollegium ging, jedenfalls zum Schmerze des Petenten,
über die Angelegenheit zur Tagesordnung über. Die Hal-
leſche Turnerſchaft ladet zu einem Vergnügen am 15. Februar
ein. Das ganze Kollegium“ wird vertreten ſein. Dartauf wurde in die Tagesordnung eingetreten.

Die Feſtſetzung des Stadt-Haushalts-planes für 1908 führte zu einigen Debatten. Das Ka-
Jitel „Grundrigentum“ wurde bald genehmigt. Jm Kapitel
Allgemeine Verwaltung“ kritiſiert Stadtv. Döhler eine Poſi
ion für Anbringung von Blitzableitern auf den Schulen. Er
agt an, ob dieſe nachträgliche Forderung mit der Selbſtver-

ſicherung der Sdadt gegen Brandſchäden in Verbindung ſtehe?
Es wird dem Frageſteller von dem Lehrer Meyer mitgeteilt,
da die Blitzableiter allgemein im Jntereſſe der Kinder und
Lehrer notwendig wären.
Ueber das Kapitel Polizei- Verwaltungund Nachtragsantrag dazu referierte Stadtv. Engelcke.

ſe und Reiling teilen ihren Ausritt aus
der Muſeuns- Deputation mit. Eine Hamburger Bahnge-

Er findet die Polizei ganz ſchön und beantragt, dem Wunſche
des Magiſtrats, ſieben Sergeanten zur Bildung eines 9. Re
viers zu bewilligen, ſtattzugeben.

Stadtv. Oſter burg Die Ausgaben für Polizei ſteigen
von Jahr zu Jahr. Jetzt iſt ziemlich eine Million pro Jahr
erforderlich und es werden wiederum ſieben Poliziſten zur
Bidung eines neuen Reviers verlangt. An ſich iſt die ſtäd-tiſche Se ſchon um 100 Prozent teurer als die königliche.
Dies hängt auch damit zuſammen, daß unſere Polizei viel-
fach zu Dingen verwendet wird, wozu ſie nicht verwendet wer-
den darf. Wie kommt die Polizei dazu, im Jntereſſe des
Unternehmertums Streikbrecher zu werben Gelegentlich des
Gasarbeiterſtreiks hat ſogar ein Poliziſt der Frau eines Strei-
kenden Streikbrecher-Verhaltungsmaßregeln in das Notizbuch
ihres Mannes eingetragen. Wohin ſoll denn das eigentlich
noch t Außerdem möge man berückſichtigen, daß ein
neues Reichsvereins-Geſetz kommt, wodurch die Polizei ent-
laſtet werden dürfte. Unter den 4000 Strafbefehlen wegen
Straßenreinigungspflicht, die im abgelaufenen Jahre erlaſſen
worden ſind, werden ſich viele befinden, die nicht unbedingt
notwendig waren. Kann man es da den Hausbeſitzern übel-
nehmen, wenn ſie ſich weigern, bei der Straßenreinigung noch
mitzumachen. Redner beantragt die Streichung der geforder-
ten ſieben Poliziſten und wendet ſich weiter gegen die Poſi-
tion „Kundſchaftergebühren“, die allerdings von 1500 Mk. auf
1000 Mark herabgeſetzt worden iſt. Wie kommen wir aber
dazu, 1000 Mk. zu bewilligen für einen Zweck, über den nicht
Rechnung gelegt wird Jn Berlin gelegentlich der Straßen-demonſtrationen hat es ſich perausgeſtenk, daß agents provo-

cateurs unter die Demonſtranten gegangen ſind und provoziert
haben. Dieſe Lockſpitzel könnten auch hier ſchließlich durch
Kundſchaftergebühren ausgehalten werden. Der Magi-
ſtrat antwortete nicht.

Nachdem ſich Stadtv. Helmecke über die nicht funk-
tionierende Müllabfuhr beſchwert hatte, wurden die Anträge
Oſterburgs abgelehnt und dann genehmigte man das Kapitel.

Zum Kapitel Kirchen weſen gab Stadtverord-
neter Gerig die Erklärung ab, daß er und ſeine Freunde
gegen dieſes Kapitel ſtimmen würden.

Ohne längere Debatten wurden genehmigt im
Kapitel Schul- und Bildungsweſen die Teile: Gymnaſium,
Oberrealſchule und Höhere Mädchenſchule. Dem Antrage:
„Jn Erwägung zu ziehen, ob für auswärtige Schüler an höhe-
ren Schulen ein höheres Schulgeld zu entrichten iſt,“ wurde
zugeſtimmt. Auch dem Kapitel Mittelſchulen wurde debattelos
zugeſtimmt.

Zinn Kapitel Volks ſchulenberichtet der Referent Stadtv. Meyer, daß eine Vermeh-
rung der Schulen infolge der ſteigenden Frequenz notwendig
iſt. Es ſollen 100 000 Mk. für Schulneubauten in den Etat
eingeſtellt werden. Stadtv. Döhler möchte zunächſt erſt
50 000 Mk. bewilligen. Hiergegen wendet ſich Stadtv. Oſt e r-
burg, der für Jnangriffnahme weiterer Schulbauten ein-
tritt. Die ſogen. fliegenden Klaſſen müſſen beſeitigt werden;
der Zuſtand, „68 Schüler in einer Klaſſe“, das komme
noch vor müſſe beſeitigt werden. Stadtſchulrat Brendel
tritt ebenfalls mit Wärme für Hebung der Schulen ein und
bat um Bewilligung der 100 000 Mk. Das geſchieht. Für
Schulfeiern, wie z. B. bei Sedanfeſten, Kaiſers Geburtstag
uſw. werden 1000 Mk. zu Dekorationen uſw. verlangt. Das
Kollegium ſtreicht dieſen Betrag, aber nicht etwa aus „Anti-
patriotismus“, ſondern weil einige Herren der Meinung find,
daß das Geld auch durch Sammlungen von den Kindern auf-
zubringen iſt. Schulmänner vertraten jedoch den vernünftigen
Standpunkt, zu ſolchen Spenden könne niemand r
werden. Für die Haftpflichtverſicherung der Lehrer wurden
1209 Mk. in den Etat eingeſtellt. Darauf wurde das Kapitel
genehmigt.

Ohne weſentliche Debatte genehmigt wurden
dann die Kapitel: Katholiſche Volksſchulen, Hilfsſchule, Son-
ſtige Schullaſten, Handwerkerſchule,

Serie I oo
Wolle und

30 Mousseline
Jerie II

Serie III

Wir verkaufen in diesen 4 Tagen, auf Extra-Ständern, zum Aussuchen

Gr S Posen BI en

Allgemeine Fortbildungs-

ſchule, Kaufmänniſche Fortbildungsſchule, Handelsſchule für
Mädchen und Armenweſen.

Zugeſtimmt wurde der Regelung der Penſions undHier lle hen Berſorenhasvergältniſte der Feuerwehrbeamten,

ſowie der Genehmigung eines zweiten Nachtrages zur Gebüh-
renordnung für den ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhof.
Petition der Gasarbeiter rer Lokalen Teil). Erſt 49 Uhr
abends erreichte die Sitzung ihr Ende.

Halle und Saalkreis.
Halle, 11. Februar 1908.

Aus dem Stadtparlamente.
Die Pelition der Handwerker und Arbeiter der ſtädtiſchen

Gasanſtalten wegen Aufbeſſerung ihrer Lohn- und Arbeitsver-
hältniſſe, war in ſozialer Beziehung wohl der wichtigſte Punkt
der geſtrigen Tagesordnung. Die Tribünen-Beſucher hielten
bis zum Schluß der Sitzung aus; wer da aber glaubte, es
würde ſich außer den vier Sozialdemokraten, dieſer oder jener
Bürgerlicher der Sache der Streikenden annehmen, der hat ſich
geirrt. Dr. Rive hat recht behalten: Außer den vier
Sozialdemokraten hat ſich niemand für
die Gas arbeiter ins Zeug gelegt.

Stadtv. Greßler als Referent des Petitions- Ausſchuſſes
verſuchte darzulegen, daß, wenn die Wünſche der Petenten er-
füllt würden, die Geſchichte der Stadt allein für das Gas-
und Waſſerwerk 96 298 Mk. alſo auf Heller und Pfennig
ausgerechnet koſten würde. Man müſſe aber noch hinzu
rechnen, daß dann die Arbeiter des Elektrizitatswerkes, des
Bauamtes und des Schlacht- und Viehhofes mit gleichen For
derungen kommen würden. Deshalb wäre man ſich im Peti-
tions- Ausſchuß einig geweſen, die Petenten ablehnend
zu beſcheiden. Die ſtädtiſchen Arbeiter würden alle gut
(2!12) bezahlt und die ſtädtiſchen Betriebe wären gewiſſe
„Muſteranſtalten“. Da werde Kaffee verabreicht (Zuruf:
Auch Kuchen!) und was werde nicht alles in Wohlfahrt ge
macht: „Urlaub, Penſionierung nach zehn Jahren, Unter
ſtützung bei Krankheiten, Achtſtundenſchicht uſw Merkwürdig
ſei, daß von den Streikenden 73 erſt in den letz-
ten zwei Jahren dort in Arbeit getreten ſeien. Die Peti-
tionskommiſſion empfehle Uebergang zur Tagesordnung
über die Angelegenheit.

Der chriſtliche Werkzeugmeiſter Kühme machte den Ver-
ſuch, darzulegen, als wenn die Arbeiter nicht gleich an die
richtige Schmiede gegangen wären. Die Zahlen böten gar
kein Bild darüber, ob die ſtädtiſchen Arbeiter gut oder
ſchlecht bezahlt würden. Die Ablehnung der Petition ſei zu
bedauern. Dabei ſtimmte aber Herr Kühme nachher ſelber
für die Ahlehnung. Auch eine Konſequenz.

Genoſſe Oſter burg wies zunächſt darauf hin, daß die
Arbeiter ſehr wohl den Jnſtanzenweg innegehalten haben.
Sie ſind von dem Betriebsführer zu dem Direktor, dann an
das Kuratorium und erſt zuletzt an das Kollegium gegangen.
Es ſei ein etwas ſtarkes Stück, Betriebe, in denen Tagelöhne
von 2,80 Mk. und 3,30 Mk. gezahlt werden, als „Muſteran-
ſtalten“ hinzuſtellen. Für ne un Magiſtratsmitglieder hat man
innerhalb der letzten zwei Jahre 12 000 Mk. Teuerungs-Zu-
lagen bewilligt. Durch die Reichspolitik, den Zollwucher uſw.
werden dem Arbeiter erſt die Lebensmittel verteuert und wenn
er donn zur Abwehr greift, dann wird ihm der wirtſchaft
liche Kampf nach jeder Richtung hin erſchwert. Daß he
an Stelle der Stunden- Wochenlöhne verlangt werden, li
in den wirtſchaftlichen Verhältniſſen begründet. Die Beamten
erhalten doch auch Monatsgehälter; iſt denn daß etwas ſo
Unzeheuerliches, wenn die Arbeiter Wochenlöhne verlangen k
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Schon im Allgem. Vandrecht iſt von Wochenlöhnen die Rede;
desgleichen im Bürgerlichen Geſeshuch und in der Gewerbe
ordnung. Bereits 54 Städte im Reiche haben die Wochen
löhne für ihre Arbeiter eingeführt und auch in der Privat-
induſtrie, im graphiſchen Gewerbe, zahlt man Wochenlöhne.
Und da will die Stadt Halle den Arbeitern die auf Wochen
tage fallenden Feiertage nicht bezahlen Jſt das Jhr chriſt-
licher Standpunkt, ſo rief Genoſſe Oſterburg den bürgerlichen
Stadtverordneten entgegen, daß Sie als Chriſten in der
Weihnachtswoche die Arbeiter mit 12 und 14 Mk. Lohn nach
Hauſe gehen laſſen (Unruhe.) Der bürgerliche Stadtrat
Leoni hat die Forderungen der Arbeiter anerkannt. (Der
Scharfmacher im Baugewerbe, Stadtv. Reichardt, lacht zu
weilen verlegen und macht törichte Bemerkungen.) Hſterburg
(fortfahrend): Der Referent Greßler hat ja ſelbſt den beſten
Beweis dafür erbracht, wie traurig es mit den Wohlfahrts
einrichtungen ausſieht. Von rund 100 Streikenden ſind 72
erſt in den letzten zwei Jahren in der Gasanſtalt in Arbeit
getreten. Wie viel wird es denn geben, die dort einmal der
Penſion teilhaftig werden (Zuruf: Die Arbeiter pfeifen ja
darauf.) Ja, wenn man Wohlfahrtseinrichtungen ſchafft, um
niedrige Löhne zahlen zu können, ſo iſt das nichts anderes,
als ſozialer Humbug. (Unruhe.) Der Armen-Etat wird auf
Koſten der niedrigen Entlohnung belaſtet. Reichardt ruft:
Daran iſt der Streik ſchuld.) Die Stadt hat die Pflicht, nach
dem Rat des Herrn Leoni mit einem guten Beiſpiel voran-
zugehen. Der Streik iſt von den Arbeitern nicht frivol vom
Zaune gebrochen worden, ſondern er iſt mit durch das Ver-
alten des Erſten Bürgermeiſters heraufbeſchworen worden.

Das Stadtoberhaupt wollte nicht mit dem Leiter des Verban-
des ſondern nur mit den ſtädtiſchen Arbeitern verhandeln.
(Zurufe: Sehr richtig, ſehr richtig) Daß das human iſt,
werden die Rufer wohl nicht glauben. Die Betonung des
Protzenſtondpunktes wird auch einmal ſein Ende finden. Und
wundere man ſich nicht ſo ſehr über den Streik, wo die Ar-
beiter den Ausdruck Faulenzer, der ja ſchließlich von dem
Stadto. Gieſe bedauert (aber nicht zurückgenommen. D. R.)
worden iſt, auf ſich bezogen haben und beziehen mußtken.
Der Streik wäre nicht gekonmen, wenn ſeitens des Erſten
Bürgermeiſters und des Kollegiums nur ein wenig Entgegen-
kommen gezeigt worden wäre. Oſterburg beantragk, die Peti-
tion dem Magiſtrat zur Berückſichtigung zu überweiſen, die
Arbeitswilligen von der Gasanſtalt zu entlaſſen und die Strei-
kenden wieder einzuſtellen. (Einige Stadtverordnete begleiten
die Schlußworte Oſterburgs mit einer Art Jndianergeheul
Am NMagiſtratstiſche reckt man ſich wohl ab und zu, das Wert
wird aber nicht gewünſcht.)

Stadtv. Em mer weiſt darauf hin, daß der Miniſter im
Intereſſe der Beſſerbeſoldung ſtädtiſcher Beamten Rundſchrei-
ben geſandt hat; für die Arbeiter hat man aber nichts
übcig. Als die Petitionen im Kollegium das erſte Mal zur
Verhandlung kamen, hat man ſie nicht als ganz ausſichtslos
gehalten. Die Arbeiter hofften. Sie empörten ſich aber, als
die Worte des Herrn Stadtv. Gieſe fielen. Man will den
Herrenſtandpunkt nicht verlaſſen. Redner weiſt darauf hin, daß
die Arbeiter geneigt waren, von ihren Forderungen etwas ab-
zulaſſen. Aus dieſem Grunde habe er verſucht, eine Anbahnung
zur Beſeitigung des Streiks zu ſchaffen. Er habe mit Herrn
v. Holly geſprochen und der Dezernent des Gaswerks, Herr
Stadtrat Pfeffer, wollte dem Redner den Magiſtratsbeſchluß
über den Streik mitteilen. Herr Pfeffer hat aber die Mit-
teilung an den Redner vergeſſen. Die Jntereſſen der Beam
ten verſteht der Erſte Bürgermeiſter in ausgezeichneter Weiſe
zu vertreten. Für die Gasarbeiter hat er aber nur einen Fuß-
tritt übrig gehabt. (Der Vorſitzende ruft den Redner wegen
dieſer Aeußerung zur Ordnung.) Redner erklärt, daß er die
Aeußerung mehr bildlich gemeint habe. Der Erſte Bürger-
meiſter hat die Mitglieder des Kollegiums gekannt, indem er
ſagte, nur die vier Sozialdemokraten würden für die Forde-
rungen eintreten. Sollen ſelbſt die Gasarbeiter, die aus der
Gasanſtalt herausgepflogen ſind, bei der Forderung nicht mehr
in Frage kommen, ſo möge man die Wünſche der Petenten
dennoch berückſichtigen.

Der Magiſtrat antwortete nicht; er äußerte ſich auch nicht
über die Uebergriffe der Polizei. Stadtv. v. Blume hatte
vorgezogen, nach Hauſe zu gehen. Das Kollegium erledigte die
Petition wie vom Referenten vorgeſchlagen, durch Uebergang
zur Tagesvrdnung und die Anträge Oſterburgs wurden gegen
die ſozialdemokratiſchen Stimmen abgelehnt. So endete die
denkwürdige Sitzung vom 10. Februar mit dem Siege des Haſſes
gegen die Arbeiterbewegung.

9
Anzeige Augenwohl enthalten

Rolſtandarbeiten. Wie bürgerliche Blätter melden, hat der
Miniſter der e Arbeiten im Hinblick auf die ſinkende
Konjunktur der damit zuſammenhängenden vermehrten
Arbeitsloſigkeit die Behörden der allgemeinen Bauverwaltun
angewieſen, im Falle eines hervortretenden Bedürfniſſes au
die Schaffung vermehrter r enheit Bed zu neh
men. Es kommen dafür ſowohl uten, als auch Unter

ltungsarbeiten in Frage. Die Arbeiten ſollen nicht ger
hren, daß anderen Betrieben, namentlich der ar krhh
rbeiter entzogen werden. Die Verwendung ausländiſcher

Arbeiter für ſolche außergewöhnlichen Arbeiten ſoll aber, damit
die Arbeitsgelegenheit tatſächlich den einheimiſchen beſchäf
tigungsloſen Arbeitern zugute kommt, tun lich ſt vermie-
den werden. Dies gilt nicht nur für die Arbeiten im Eigen
e der Bauverwaltung, ſondern auch für die Unternehmer
arbeiten.

Das klingt doch etwas anders, als die Vertröſtung der Ar
beitsloſenkommiſſion von ſeiten unſeres Herrn Bürgermeiſter
Dr. Rive. Vom „Vertrauen“ allein wird kein arbeitsloſer
Hungriger ſatt. Das kann man jetzt beim Gasarbeiterſtreik
ſehen, wohin unangebrachtes Vertrauen der Arbeiter führt.

Bevölkerungsbewegung. Während des Monats Januar
wurden beim hieſigen Meldeamt insgeſamt 2509 (2627 im
ren des Vorjahres) als neu zugezogen, 2172 (2085) Per
onen als abgezogen gemeldet. Bei den t eirevieren wur

den 2581 (2490) Anmeldungen und 2552 (2477) Abmeldungen
von Perſonen bzw. Familien, welche in Halle ihren Wohnſitz
geändert haben, gemacht. Die Summe der dem Einwohner
meldeamt zur Ermittelung übergebenen- unbeſtellbaren Poſt
ſendungen betrug 3083 (2923), davon ſind 2070 (2270) ermittelt
worden, während 1013 (653) nicht zu ermitteln waren.

Von der Fleiſchpreis-Notierungskommiſſion am hie
ſigen ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofe wurden am Montag,
den 10. Februar, folgende Fleiſchpreiſe feſtgeſtellt: Es wurden
bezahlt für 50 kg Fleiſchgewicht für Ochſen 60—65, Bullen
58 63, Kühe 50—-62. Sanugkälber 65--70, Lämmer und Maſt-
hammel 71, Schafe 6165, Schweine 55--59 Mk. Bei den
Schweinen verſteht ſich der Preis auf 50 kg Schlacht gewicht
(einſchl. des Schmeeres unter unentgeltlicher Zugabe des
ewannten Krames Geſchlinge, Magen, Darm, Mittel und
Blut

Das Fleiſch billiger geworden iſt in Jeßnitz (An
halt). Dort haben die Fleiſcher den Preis von 80 auf 70 Pfg.
pro Pfund herabgeſeßt. ünd in Halle?

Geſperrt für den Fuhr- und Reitverkehr iſt ab heute bis
auf weiteres der Zufuhrweg zur Pappelallee zwiſchen Steinmühlenbrücke und Kirchtor wegen Pflaſterarbeiten,

Dem „vVerdienſte“ ſeinen Titel. Der bekannte Ver-
leger des noch bekannteren Blattes für Dumme, Nach Feier-
abend, Bernh. Meyer in ar iſt nun endlich gewürdigt
tvorden in Bayern. Herr eyer iſt nämlich yriſcher
Kommerzienrat geworden. Da ſieht man wenigſtens,
zu was das Geld der vielen Tauſende Hereingefallenen nütze
iſt. Wenn auch die Leſer des Feierabend nichts davon haben.
Aber Herr Kommerzienrat klingt doch entſchieden beſſer als
das ſo gewöhnliche: Guten Abend, Herr Meyer!

Der ſittliche Generalanzeiger. Das amtliche Papier,
das ſich nicht genug ſittlich entrüſten kann über die ſtreikenden
Gasarbeiter und deren Verſuche. die Streikbrecher auf ihre
Pflichten als Arbeiter aufmerkſam zu machen, hätte eigentlich
genug zu tun, ſich über den du ſeiner Jnſeratenplantage
zu entrüſten. Denn faſt keine Nummer vergeht, wo nicht ſog.
anſtößige oder Schwindelanzeigen den leeren Raum ſeines

eitungsblattes bedecken, ſo iſt in der Dienstags-Nummer die
Vor dem Produkt warnte

aber ſeinerzeit das Berliner Polizeipräſidium als Schwindel
und ein ſo polizeifromm geeichtes Papier wie der General.
anzeiger müßte doch eigentlich vor einem polizeilichen Erlaß
ſo viel Reſpekt haben, daß es ſolche Anzeigen, die nur auf
Dumme berechnet ſind, nicht mehr bringt. Aber wenn irgend-
wo ſo gilt beim Generalanzeiger das Wort Non olet! Wir
aber warnen wiederholt die Arbeiter vor ſolchen Anpreiſungen,
die ihnen nur Geld aus der Taſche locken.

Auf der Jagd nach Elfenbein befinden ſich anſcheinend
Diebe, die in einer Gaſtwirtſchaft auf der Leipzigerſtraße drei
r geſtohlen haben. Das iſt allerdings billiger
und weniger anſtrengend, als auf die Elefantenjagd zu gehen.

Aus dem Bureau des Walhallatheaters wird uns mit-
geteilt, daß morgen, Mittwoch, nachmittag wieder eine i
lienvorſtellung nur lebender Photographien zu den bekannt
niedrigen Eintrittspreiſen ſtattfindet. Heute, Dienstag, abend
wird ſich ein zahlreiches närriſches Völkchen in den feſtlich
dekorierten Räumen zu Mummenſchanz und Kurzweil zu
ammenfinden, um dem Prinz Karneval zu huldigen. Viel
ergnügen.

Aus dem Bureau des Stadt Theaters. Mittwoch
Walzertraum. Donnerstag zur Feier des 25 jährigen Todes
tages Richard Wagners Götterdämmerung. err Gogl
hat die Partie des Siegfried in der Götterdämmerung neu ge
lernt und ſingt ſie zum erſten Male. r Erſtaufführung
von Skowronnelles neuem Luſtſpiel Panne. Sonnabend
Nathan der Weiſe.

et 10. Februar. dem Diebſtahl in der Porzellanen Heinrich Baenſch, Schieb a rebe wird noch ge
merdet, daß die Diebe mit greter Frechheit gearbeitet haben.
Troddem ein Fabrikwächter an el iſt, haben die Geld
chrankknacker den Geldſchrank mit dem eigenen Rollwagen der

vrik, nachdem ſie den Schrank aus dem Kontor herausge-
chafſt hatten, nach dem Felde gefahren, dort aufgebrochen und
eraubt. Von den arbeitsluſtigen Dieben hat man noch immer

keine Spur.
Aus den Dachbarxreiſen.

uneber die Tätigkeit des deutſchen Holzarbeiterverbandes in
Thüringen.

entnehmen wir der Erfurter Tribüne folgende Mitteilungen:
Der Mitgliederbeſtand iſt in den Jahren 1906 und 1907 von
8410 auf 4789 geſtiegen. An der Steigerung ſind vornehmlich
beteiligt die Zahlſtellen Böhlen, Bürgel, Eiſenach, Eſchwege,
Gotha, Jlmenau, Langenſalza, Langewieſen, Lauterberg,
Martinroda, Ohrdruf, Rudolſtadt, Sonneberg, Waltershauſen
und Weimar.

Störend wirkte in der Ausbreitung des Verbandes die im
Sommer 1006 ſtattgefundene Beitragserhöhung von 35 auf 50
Pfennig und die durch die große Ausſperrung im Frühjahr
1907 benötigte Jn anſpruchnahme der Mitglieder. Der Gau
Erfurt hat zu den Koſten der Ausſperrung allein 13 000 Mk.
an Extrabeiträgen aufgebracht. Daß die Herren Unternehmer
bemüht waren, der Ausbreitung der Organiſation Hinderniſſe
in den Weg zu legen, iſt ſelbſtverſtändlich und wo nur eine
Arbeitsgelegenheit am Orte oder im Bezirke vorhanden war,
iſt ihnen das auch in einigen Fällen gelungen. Jn Gehren,
Gießübel, Schwarza, Waſungen, Wernshauſen und Kalten-
nordheim wurde durch den Terrorismus der Unternehmer den
jungen Organiſationen die Lebensader unterbunden. Trotzdem
gelang es in Suhl, Schleuſingen, Gießübel, Triptis, Bleiche-
rode, Brotterode, Leibis, Hildburghauſen, Schmalkalden und
St. Andreasberg neue Zahlſtellen zu gründen.

Zahlreiche Lohn bewegungen brachte das Jahr 1906,
34 an der Zahl. Davon verliefen 20 mit 1051 Beteiligten ohne
Arbeitseinſtellung, in 14 Fällen mit 655 Beteiligten mußte zur
Arbeitsniederlegung geſchritten werden. Nur eine dieſer 34
Bewegungen endete mit einer Niederlage der Arbeiter, alle
anderen waren von Erfolg gekrönt. Das Jahr 1907 legte den
Holzarbeitern wegen der großen Ausſperrung im Frühjahr
und der Mitte des Jahres fallenden Konjunktur eine größere
Reſerve auf. Jmmerhin brachte auch dieſes Jahr noch 23
Bewegungen mit 1550 Beteiligten, darunter 16 Angriffsbe-
wegungen mit 1054 Beteiligten, bei denen es mit einer Aus
nahme keines Ausſtandes bedurfte, um die Wünſche der Axy-
beiter durchzuſetzen. Nur in Sonneberg haben wenige Kollegen
einige Tage ſtreiken müſſen. Weniger glücklich waren die Holz
arbeiter bei den Bewegungen, in die ſie durch andere Berufe
hineingezogen wurden. An den Bauhandwerkerausſtänden in
Gotha und Erfurt waren eine Anzahl Bautiſchler beteiligt,
die dabei gebrachten Opfer ſtehen in gar keinem Verhältnis
zu den dabei erzielten Reſultaten. Eine glatte Niederlage
erlitten die in den Maſchinenfabriken Saalfelds beſchäftkgten
Holzarbeiter. Trotz der eindringlichen Mahnung der Ver-
bandsleitung glaubten ſie die im Kampfe ſtehenden Metall
arbeiter durch Arbeitsniederlegung unterſtützen zu müſſen und
ſind zu einem ganz erheblichen Teile auf der Strecke geblieben.
Mit Erfolg konnten dagegen die Tiſchler der Türenfabrik in
Eiſenach eine ihnen zugemutete Verſchlechterung der Löhne
zurückweiſen. Ausſperrungen waren zwei zu verzeichnen,
von denen die in Gießübel mit einem für die Arbeiter nega-
tivem Erfolge endete.

Der größte und bedeutendſte Kampf wurde in Lauterberg
am Harz ausgefochten. 20 Wochen lang wurde mit einer Er-
bitterung gekämpft, die ihresgleichen ſucht, bis endlich am
Jahresſchluß ſich die Siegespalme den Arbeitern zuneigte. Die
Ausſperrung wurde aufgehoben, die Fabrikanten in die Schran
ken zurückgewieſen und die ſeit dem im Jahre 18096 geführten
unglücklichen Kampfe beſtehende, für die Arbeiter unerträgliche
Situation beſeitigt.

Als Arbeitszeit wurde im Gau Erfurt ermittelt: Für 30
Mann 48 Stunden, 320 Mann 53 Stunden, 575 Mann 54
Stunden, 300 Mann 656 Stunden, 828 Mann 57 Stunden, 61
Mann 68 Stunden, 88 Mann 56826 Stunden, 427 Mann 650
Stunden, 4800 Mann 60 Stunden und 400 Mann länger als
60 Stunden,

Wiederſtand gegen die Staatsgewalt!
Jn Droyßig hatte bekanntlich im vergangenen Jahr ein

Vergnügen der Radfahrer ſtattgefunden bei dem dann mehr-

Kieines Feuilleton

Ein klaſſiſches Zenſurſtückchen, das in ſeiner Tendenz an die
beliebten Sereniſſimusſcherze erinnert, wird dem B. T. aus
Moskau berichtet. Jn der dortigen Wanderausſtellung ruſ-
ſiſcher Künſtler ſoll ein Bild des bekannten ruſſiſchen MalersBogdonow Belsl u ſehen ſein, ein Genrebild „Die mut-
willigen Knaben“, das nackte Bauernknaben am Ufer
eines Flüßchens zeigt, zwei Knaben, von denen der eine die
Hand nach einem Krebs ausſtreckt, während der andere pfiffig
uſchauend daneben ſteht. Vor dieſem Gemälde erſchien vorn der Ausſtellung der Herr Zenſor. n Gegenwart

des Malers betrachtete er lange Zeit aufmerkſam das Bild,
dann ſprach er zu dem Künſtler: „Sagen Sie, was iſt das für
ein Bild?“ „Mutwillige Knaben!“ lautete die Antwort. „Das
ſehe ich,.“ meinte der Zenſor und fügte mit Ueberlegenheit
jinzu: „Aber die Knaben find doch nackt! Alſo eine Ver-
etzung der Sittlichkeit Vergebens waren die Ein-
wände des Malers, der den Zenſor vergleichsweiſe auf andere
Kunſtwerke hinwies. Das Bild wurde „verbotenr“, das heißt
es wurde in der üblichen Form in einen ſchwarzen Kalikoum-
ſchlag gehüllt. Doch es ſollte noch beſſer kommen. Schon hatteſich er Zenſor angeſchickt, die Kunſtausſtellung zu verlaſſen,

als er ſich an der Tür noch einmal umwandte. „Jch bin kein
grauſamer Menſch,“ meinte er zu ſeiner Umgebung, „der Künſt
re iſt mir zu ſympathiſch, ſo jung und ſchon Akademiker.“

Dann trat er noch einmal auf den Maler zu, nahm ihn beiſeite
und ſprach die klaſſiſchen Worte: „Jch will Jhnen den guten
Rat geben, lieber Meiſter, machen Sie aus den Knaben
Mädchen, dann werde ich meine Genehmigung zur Ausſtellung
Jhres Vildes erteilen.“

Was der Maler dem Zenſor darauf geantwortet hat, wiſſen
wir nicht. Wunderbvoll iſt jedenfalls der Gedanke eines Kunſt
zenſors, daß nackte Mädchen anſtändiger ſein ſollen als nackte
Knaben, und der wird nur noch von der Geiſtesſchärfe übertrof-
ſen, die in der Anſicht liegt, daß man mit etlichen Pinſel-ſtrichen aus nackten männlichen Körpern nackte Wkkbliae e

men kann.

Etwas mehr Feingefühl, Frau Juſtitia! Der Kunſt-
wart beſchäftigt ſich in ſeinem neueſten Heft mit der Rück-
ſichtsloſigkeit, die oft aus gerichtlichen öffentlichen Ladungen
ſpricht. Er ſchreibt: Jn einer öffentlichen Zuſtellung des
königlichen Amtsgerichts Berlin-Wedding vom 15. Januar 1908heißt es: „Die minderjährige Y. Z., vertreten durch ihren Vor
mund, den Werkmeiſter X. Y. in Berlin, klagt gegen den Kauf-

mann N. N. auf Grund der Behauptung, daß der Beklagte der
Vater der am 31. März 1907 geborenen Klägerin iſt, weil er
mit deren Mutter, der unverehelichten Kammerjungfer M. T.,
während der geſetzlichen Empfängniszeit geſchlechtlich verkehr
hat, mit dem Antrage auf Alimente.“

Alle Namen ſind hierbei genannt und ausgeſchrieben. Hat
rau nicht auch hier an ihrem ſchönen einenopf, den man nachgerade abſchneiden könnte? Warum wird
er Kaufmann N. N. nicht einfach vor das Amtsgericht geladen,

„um der er ang fung eines Rechtsſtreites wegen gewiſſer Ge
fälle an die X. Y. beizuwohnen“? Die jetzige „Gepflogenheit“
bedeutet einfach, daß der Name einer „Gefallenen“, wenn der
betreffende Herr ſich unſichtbar gemacht hat, öffentlich an den
Pranger geſchlagen wird. Ueber das Anprangern entſchied
ehemals das zuſtändige Gericht, über das öffentliche Aushängen
ihres Namens in dieſem Falle aber hat die Gefallene ſelbſt
zu entſcheiden und teilweiſe ihrem Kinde zulieb. Wer
weiß, wie viele berechtigten Anſprüche zugunſten eines Kindes
unterdrückt werden mögen, wenn ſich der Herr Vater „unbe-
kannt wo“ aufhält, weil die Mutter die öffentliche Anprange-
rung fürchtet?

Das Schickſal eines preisgekrönten Tierarzeneibuches. Der
Berl. Volks z g. wird aus Schleſien geſchrieben: Jn jüng-
ſter Zeit wurde in der Mark Brandenburg und im angrenzenden
Niederſchleſien das Allgemeine Vieharzneibuch von Rohlwes“
von dem angeblichen Bevollmächtigten eines landwirtſchaft
lichen Verlages zu Oberſchönweide bei Berlin an kleine und
mittlere Grundbeſitzer zum Preiſe von ſechs Mark abgeſetzt
Ein Exemplar dieſes Werkes fiel dem Kreisarzt Nowag zu
Sprottau in die Hände, und dieſer hielt es nach erfolgter Prü-
fung des Jnhalts für ſeine Pflicht, in der Sprottauer Ver-
ſammlung des land und forſt wirtſchaftlichen Vereins für die
Kreiſe Sprottau und Sagan das Werk einer vernichtenden
Kritik zu unterziehen und aufs eindringlichſte vor der Anwen-
dung der in dem Buche empfohlenen Rezepte zu warnen. Was
darin an Heilmitteln angeprieſen werde, erinnere lebhaft an
die Quackſalbereien des Mittelalters. So wurde gegen Vieh-
räude, die nach der Entdeckung des Verfaſſers durch ſchlechtes
Futter hervorgerufen werde, Hühnermiſt, gegen die Wunden
durch Nageltritt Kuhmiſt mit ungelöſchtem Kalk, bei Rotz der
Pferde Fontanal, bei Milzbtand wiederholte Aderläſſe, bei
Schulterlahmheit Schwalben- oder Regenwürmeröl, bei
Behandlung von Wunden zu Pulber geriebene Schuhſohlen
empfohlen. Da dieſes ſogenannte Vieharzneibuch deshalb ſo
viele gutgläubige Abnehmer gefunden hatte, weil es nach einer
Bemerkung auf der Titelſeite ein preisgekröntes Werk der
„MärkiſchOekonomiſchen Geſellſchaft zu Potsdam“ ſein ſolle,

ſo erklärte ſich in der erwähnten h der Landrat
von Klitzing-Sprottau bereit, auf amtlichem Wege zu recher-
chieren, welche Bewandtnis es mit der Preisſchrift habe. Dar
aufhin iſt ein Beſcheid eingegangen, in dem es unter anderem
heißt: „Ein Preis und eine Empfehlung iſt dem Vieharznei-
buche für ſeine erſte Auflage allerdings zuerkannt worden, aber

ſchon im Jahre 1802. Das jetzt in den Handel gebrachte
gleichnamige Buch, als 65. Auflage bezeichnet, iſt total veraltet,

ie darin empfohlene Behandlung der Tierkrankheiten entſpricht
in vielen Fällen nicht mehr den Feſtſtellungen der neuen wiſſen
ſchaftlichen Forſchung und den gemachten praktiſchen Erfah
rungen, kann ſogar oft höchſt nachteilig wirken.“

Das Lied vom deutſchen Phikifter.
Eine Stimme aus dem Grabe an die heutigen

Blockliberalen.
Der deutſche Philiſter, das bleibet ein Mann,
Auf den die Regierung vertrauen noch kann,
Der paſſet zu ihren Beglückungsideen,
Der läßt mit ſich alles gutwillig geſcheh'n.

i iſt ſtets er bereit,u ſtören, zu hemmen den Fortſchritt der Zeit,
Ju haſſen ein r freies Gemüt
Und alles, was lebet und grünet und blüht.
Sprich, deutſche Geſchichte, bericht' es der Welt,
Wer war doch dein größter berühmteſter Held?
Der deutſche Philiſter, der deutſcheſte Mann,
Der alles verdirbt, was man gutes begann.
Was ſchön und erhaben, was wahr iſt und recht,
Das kann er nicht leiden, das findet er ſchlecht,.
So gang, wie er ſelbſt iſt, ſo kläglich, gemein,
Hausbacken und ledern ſoll alles auch ſein!
So lang der Philiſter regieret das Land,
Iſt jeglicher Fortſchritt daraus wie verbannt;
Denn dieſes erbärmliche, feige Geſchlecht,
Das kennet nicht Ehre, nicht Tugend und Recht.
Du Sklav' der Gewohnheit, du Knecht der Gewalt.
O käme dein Simſon, o käm' er doch bald!
Du deutſcher Philiſter, du gräßlichſte Qual,
O hole der Teufel dich endlich einmal!
Doch leider hat Beelzebub keinen GeſchmackAn unſern Wanne den lumpigen Pack,

Und wollten ſie ſelber hinein in ſein Haus,
So ſchmeißt er die Kerle zum a hinaus.

Hofmann von Fallersleben. (1798--1874.)
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mal Gendarmen in den Saal drangen, um angeblich das
Vergnügen zu kontrollieren. Einige der r
die Gendarmen wieder heraus und es wurden drei Genoſſen
angeblich wegen Widerſtands gegen die Staatsgewalt in
Zeit auch zu je ein Monate Gefängnis verurteilt. Auf die
eingelegte Berufung ſprach aber das Landgericht Naumburg
alle drei Angeklagten frei, weil „die Gendarmen ſich nicht
in der rechtmäßigen Ausübung ihres Amtes befunden hätten“.
Gegen das freiſprechende Urteil hatte in einem Falle, und
zwar gegen den Genoſſen Perlick, der Staatsanwalt Revi-
ſion eingelegt und dieſe Reviſion wie folgt begründet:

„Begründung. Die Ausführung der Strafkammer: „Der
Widerſtand aus S 1183 Str. G. B. kann aber nur dann beſtraft
werden, wenn ſich Menger in der rechtmäßigen Amtsaus-
übung befunden hat“, erſcheint rechtsirrtümlich. Das Reichs
gericht hat ſtändig (vgl. Oppenhof, Str. G. B. S 18 Anm. 18)
dahin entſchieden, daß ein Vollzugsbeamter, der lediglich für
ihn bindende Befehle der Verwaltungsbehörde vollſtreckt, in
der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes handelt und daher
unter dem Schutze des 118 Str. G. V. ſteht, gleichviel, ob der
ihm gegebne Befehl geſetzlich gerechtfertigt war oder nicht.

Menger hatte vom Amtovorſteher den ſchriftlichen Auftrag
zur „U eberwachung“ der Tanzfeſtlichkeit erhalten und hat
demgemäß gehandelt. Ohne in den Saal ſelbſt einzutreten,
war ine eine wirkſame Ueberwachung ſelbſtverſtändlich nicht
möglich.

Daß der Befehl mit Rückſicht auf 7, Geſ. zum Schutz der
perſönlichen Freiheit etwas geſetzlich Verbotenes enthalten
habe, iſt nicht anzuerkennen. Die angezogene Beſtimmung
handelt nur von „Wohnungen“, und als ſolche kann der von
einem Vereine zu einer Feſtlichkeit gemietete Tanzſaal einer
Gaſtwirtſchaft nicht aufgefaßt werden.

Jch beantrage, das Urteil, ſoweit angefochten, aufzuheben,
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung
an die Strafkammer hier, zurückzuverweiſen. gez. Schwert-
feger.“

Der Staatsanwalt hat nun wohl eingeſehen, daß auch die
Reviſionsinſtanz zu keinem anderen Entſcheid kommen würde,
als das Landgericht, denn er hat die Reviſion jetzt zurückge-
zogen. Es bleibt alſo bei der Freiſprechung. Alle Vereine
können hieraus alſo die Lehre ziehen, daß ſie abſolut keinen
Beamten bei ihren Vergnügungen uſw. im Saale dulden brau-
chen, wenn er nicht eingeladen iſt. Gegen das Recht und das
Geſetz können auch Amtsvorſteher und Gendarmen nichts
machen.

Aus dem Arbeiter Turnerbund.
Der Bezirksturntag des 4. Bezirks des 5. Kreiſes tagte am

26. Januar im Grünen Baum in Teuchern. Anweſend waren
der Bezirksvorſtand, der Kreisvertreter und 55 Delegierte aus
22 Vereinen, 5 Vereine waren nicht vertreten. Aus dem Ge
ſchäftsbericht des Bezirksvertr. Nikolai entnehmen wir folgendes
Der Bezirk umfaßte am 1. Januar 1907 18 Vereine mit 023 An
gehörigen, am 1. Januar d. J. dagegen 27 Vereine mit 1093
Angehörigen. Neun Vereine Allgem. Weißenfels, Trebnitz,
Bornitz, Reußen (ſchon wieder ausgetreten), Taucha, Theißen,
Werſchen, Mansdorf und Sautſchen ſind neu eingetreten. Acht
dieſer Vereine ſind aus der deutſchen Turnerſchaft übergetreten.
Außerdem hatten, ſich noch die Vereine Döſchwitz und Roda-
Weickelsdorf angemeldet, von erſterem iſt nichts mehr zu er
fahren und letzterer ließ nach einigen Wochen die Abmeldung
folgen, weil die Mitglieder den großen Schwierigkeiten in dem
rein ländlichen Diſtrikt nicht gewachſen ſind (7). Jn den letzten
Tagen hat ſich noch Teuditz Tollwitz angemeldet. Aus allen
Berichten der Vereine geht hervor, daß die Behörden nicht nur
mit einem ſondern mit beiden Augen uns beobachten. Die
Hälfte der Vereine hat Zöglingsverbot auch einige der über-
getretenen ſind bereits damit bedacht und unter polizeilichen
Maßnahmen haben alle zu leiden.

Die Abrechnung der Kaſſe für 1907 ergab eine Einnahme
von 482,91 Mk. und eine Ausgabe von 280,05 Mk. Es bleibt
mithin ein Kaſſenbeſtand von 202,86 Mk., darunter 126,10 Mk.
vom Bezirksturnfeſt in Luckenau. Der Kreis hatte dem Bezirk
25 Mk. zur Agitation zur Verfügung geſtellt. Hiervon erhielten
zwei Zeitzer Turngenoſſen für raſtloſe Agitation je 10 Mk.

Der vom Turnwart Dornblut gegebene Bericht über das
Turnen der Vorturnerſchaft, ſowie die Berichte der Vereine be
weiſen aufs neue, daß die edle Turnſache von den Arbeiter
turnern ehrlich und ernſthaft gepflegt wird. Die in dieſem
Jahre ſtattfindende Bezirksturnfahrt iſt von Naumburg nach
Henne-Freyburg-Rödel-Rudelsburg-Köſen geplant. Der Termin
iſt noch feſtzuſetzen und wird ſo gelegt werden, daß er nicht mit
dem Partei oder einem größeren Arbeiterfeſte zuſammentrifft.

Jn den Bezirksvorſtand wurden wieder bezw. neugewählt:
Vorſitzender: Nicolai Stellvertreter Hilbert; Beiſitzer Dinter;
Turnwarte: Dornblut und Keller. Der techniſche Unterausſchuß
beſteht aus Röhniſch, Schuppan und Patzer.

Dem Antrag der Kreisleitung an den Kreisturntag, die Kreis
beiträge von 5 auf 10 Pf. zu erhöhen, wurde zugeſtimmt. Der
letzte Punkt der Tagesordnung wurde hauptſächlich durch die
Diskuſſion über die Art und Weiſe der vorzunehmenden Agi-
tation ausgefüllt. Alle Redner waren ſich darin einig, daß es
unſere Hauptaufgabe iſt, die gewerkſchaftlich und politiſch organi
ſierten Arbeiter, deren es noch viele in den Reihen der deut
ſchen Turnerſchaft gibt, über die Aufgaben und Einrichtungen
des Arbeiter Turnerbundes aufzuklären und ſie zum Eintritt
in denſelben zu veranlaſſen. Dazu iſt aber nötig, daß jeder
einzelne Turngenoſſe kräftig mit Hand anlegt, ſtatt ſich an
ſeinen eigenen Turngenoſſen zu reiben. Nur dann können wir
rüſtig vorwärts ſchreiten

Zeitz, 10. Februar. (E. B.) Die Handelsangeſtell-
den. Heute, Dienstag, abend findet, wie ſchon gemeldet, in
der Reichshalle eine Verſammlung für Handlungsgehilfen und
»gehilfinnen ſtatt die der Zentralverband der betr. Branche
veranſtalten wird. Dem hieſigen Gewerkſchaftskartell iſt durch
ſeine Agitationskommiſſion gelungen, ſchon eine Anzahl Mit-
glieder zu gewinnen. Das iſt den Herren vom Deutſchnatio
nalen ſowohl auch vom Leipziger Verband ſehr unangenehm,
ſie wollen das Feld allein behaupten. Während dieſe Leute
ſich erſt gegenſeitig bekämpften, haben ſie jetzt Frieden gemacht
und ziehen nun gegen den „ſozialdemokratiſchen“ Zentralver-
band. Erſt vor einigen Tagen ſollte eine Beſprechung der An
geſtellten eines Großbaſars ſtatt finden, das erfuhren jene
Herren und ſie rückten nun, zirka 60 Mann von ihnen, an.
Während ſie in einem Zimmer der Reichshalle Platz nahmen,
erledigten in einem anderen Zimmer die wenigen aus jenem
Geſchäft Gekommenen mit den Beauftragten ihre Angelegen-
heiten. Die Herren Antiſemiten und vom Leipziger Verband
erließen dann in den hieſigen Blättern folgendes Eingeſandt:

„Für die Handelsangeſtellten. (Eingeſandt.) Planmäßig
und zielbewußt wie immer tritt jetzt auch hier in Zeitz die
Sozialdemokratie mit der Abſicht hervor, die Handelsangeſtell
ten in ihre Reihen zu ziehen. Sie veranſtaltet zu dieſem
Zwecke Beſprechungen der Angeſtellten einzelner Geſchäfte
und hatte zu einer ſolchen für geſtern abend eingeladen. Statt
des erhofften Veſuches ſtellten ſich aber nur Mitglieder des
Leipziger und des Deutſchnationalen Verbandes ein, die nach

einleitenden Worten des Herrn Georg Rettner, Vorſthenden
des hieſigen Kreisvereins vom Verbande deutſcher Handlungs-
gehilſen, folgende vom Deutſchnationalen Vertrauensmanne
vorgeſchlagene Entſchließung einſtimmig annahmen: „Die am
28. Januar 1608 in der Reichshalle zu Zeitz zu einer von ſozial-
demokratiſcher Seite einberufenen Verſammlung erſchienenen
Mitglieder des Deutſchnationalen Handlungsgehilfen-Verban
des, Hamburg und des Verbandes Deutſcher Handlungsgehil-
fen, Leipzig, ſprechen der Sozialdemokratie das Recht ab, ſich
als eine Vertretung der Handlungsgehilfen-Jntereſſen zu be-
zeichnen. Sie verſprechen ſich zu dem Zwecke, das Eindringen
ſozialdemokratiſcher Gehilfen und Gehilfinnen in den Zeitzer
Handelsſtand zu verhindern, treue Waffenbrüderſchaft, be
grüßen im übrigen die am 26. Januar in Berlin gepflogenen
Unterhandlungen über die Vereinigung beider Verbände mit
aufrichtiger Freude und wünſchen, daß dieſe Beſtrebungen zum
Segen des ganzen Standes recht bald vom Erſolg gekrönt ſein
mögen.““

Die Herren ſind nicht einmal ſo ehrlich, einzugeſtehen, daß es
keine von ſozialdemokratiſcher Seite einberufene Verſamm-
lung war, in der ſie ihre Reſolution annehmen konnten. Es
war ihnen vielmehr von einem Genoſſen geſagt worden, daß
keine Verſammlung ſtattfände, ſondern nur eine Beſprechung,
zu der ſie nicht eingeladen waren. Die Antiſemiten und Leip-
ziger Verbändler haben denn auch allein getagt und ihre
Reſolution verfaßt. Trotzdem aber die echt antiſemitiſche
Faſſung des Eingeſandts, ganz nach dem Muſter des Reichsver-
bandes, deſſen Zöglinge wohl auch die meiſten Antiſemiten
ſind. Es iſt zu erwarten, daß auch dieſe Leute heute in die Ver-
ſammlungen kommen werden, ſie werden aber nicht aufhalten
Jönnen, daß der Zentralverband der Handelsangeſtellten auch
in Zeitz Fortſchritte mache. Jedenfalls ſoll die Verſammlung
möglichſt gut beſucht werden auch von unſeren Genoſſen.

Weißenfels, 10. Februar. Etwas ſehr ungenau
ſcheint der Granſchützer Berichterſtatter des Kreisblattes die
Notiz des Volksblattes über die Reichsverbandsverſammlung
in Wählitz (Nr. 32 d. V.) geleſen zu haben. Das Kreishlatt
läßt ſich berichten, daß eine größere Anzahl ſozialdemokrati-
ſcher Arbeiter nicht der Parole ihrer Partei gefolgt ſeien,
ſondern doch in die Verſammlung gingen. Dann ſchreibt das
Kreisblatt weiter

„Der Verlauf der Verſammlung dürfte der ſozialdemokrati
ſchen Partei das Bewußſein gebracht haben, daß ihr Partei-
organ über den Verlauf der Reichsverbandsverſammlungen
nicht immer objektiv berichtet. Jntereſſant iſt im Volksblatt
das Zugeſtändnis, daß auch von Reichsverbandsſeite fachlich
debattiert wurde, während man doch ſonſt den Reichs
verbändlern“ nur die Verbreitung von Unwahrheiten und Un-
richtigkeiten über die Sozialdemokratie zutraut. Die Leſer des
Volksblattes können daran den Wert der ſonſt über den
Reichsverband verbreiteten Notizen ermeſſen. Noch ſtets iſt in
den Verſammlungen des Reichsverbandes freie Diskuſſion zu

worden, wenn aber die ſozialdemokratiſch geſinnten
rbeiter mit allen Mitteln von dem Beſuch dieſer Verſamm-

lungen abgehalten werden, ſo kann natürlich keine Debatte
ſtattfinden. Es würde uns freuen, wenn die ſozialdemo-
kratiſch geſinnten Arbeiter noch recht oft die Boykottverſuche
ihres Parteiblattes zunichte machten und die Verſammlungen
beſuchten. Sie würden dann ſehr bald zu der Ueberzeugung
kommen, daß in der ſozialdemokratiſchen Partei nicht alles
Gold iſt, was glänzt, und daß die ihnen in ſozialdemo-
ehe Verſammlungen gezeigte Medaille auch eine Kehr-
eite hat.

Mit Verlaub! Ganz war die Sache wohl ſo nicht richtig
Der Berichterſtatter hat wohl überſehen, daß wir in unſerm
Bericht mitteilten, daß der Redner des Reichsverbandes alte,
ſchon oft widerlegte Mätzchen anbrachte. Herr Mertens iſt in
Wählitz einmal von der alten Taktik abgewichen und hat auch
ſachlich debattiert. Wir haben das anerkannt, eben weil wir
objektiv berichten Daß der Reichsverband und ſeine Elemente

auch das Kreisblatt! unwahre und lügenhafte Berichte
über die Sozialdemokratie verbreiten, iſt an zahlloſen Bei-
ſpielen nachzuweiſen! So iſt es gleich eine Unwahr-
heit, wenn das Kreisblatt behauptet, daß den Sozialdemo-
kraten freie Diskuſſion zugeſichert worden ſeil Jm Jnſeraten-
teil der Kreisblätter war oft zu leſen: „Sozialdemo-kraten haben keinen Zutritt „Nur auf
nationalem Boden ſtehende Männer ſind zu
der Verſammlung eingeladenl Wenn den
ſozialdemokratiſchen Arbeitern auf Art die Redefreiheitmen wurde, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß wir nicht
um Beſuch der Lügenverbands Verſammlungen ermuntern.Wir benutzen gern jede Gelegenheit, unſern Gegnern entgegen-

utreten, der Lügenverband aber ſcheut die Oeffentlichkeit
Der vom Kreisblatt hochverehrte Herr Sommer iſt wohl
auch ſo mutig geweſen, unſerm Genoſſen Thiele entgegenzutreten er hat trotz öffentlicher Aufforgerung gekniffen

und das nicht nur einmal! Und wie es Herr Sommer tat,
ſo taten ſeine Wahlhelfer. Sie luden ihre Leute zu den
Verſammlungen ein und wenn ſie ſicher waren, daß keine
Sozialdemokraten anweſend ſind, verſprachen ſie freie Dis-
kuſſion! Dann allerdings waren keine Debatten möglich.
verehrtes Kreisblatt! Schreitet der Reichsverband auf dem
in Wählitz begonnenen Wege weiter, ſchön, uns findet erſtets auf dem Kampfplatze!

Weißenfels, 10. Februar. (E. B.) Jn der letzten
Gewerbegerichtsſitzung wurde zum zweitenmal über die
Klage des Arbeiters Hindrichs gegen die Firma Bauer ver-
handelt. Die Klage wurde koſtenpflichtig abgewieſen, da ein

euge beſchwor, daß Kläger trotz Verwarnung wiederholt ver
pätet zur Arbeit kam. Die Firma Arſand klagte gegen eine

Stepperin wegen kündigungsloſes Verlaſſen der Arbeit. Die
Klägerin verlangte 24 Mk. Schadenerſatz. Die Firma hatte
jedoch ihre Anſprüche nicht ſpezialiſiert und wurde deshalb ein
neuer Termin anberaumt, in dem dann auch über die Gegen-
klage der Stepperin wegen Einbehaltung des Arbeitsbuches
verhandelt werden ſoll. Auf Herausgabe des innebehaltenen
Lohnes in Höhe von 11 Mk. klagte die Vorrichterin H. gegen
die Firma O. Feyerabend. Die Firma ſuchte nachzuweiſen,
daß die Klägerin ſie durch unrechtmäßiges Verrechnen von
Arbeit um 14,80 Mk. geſchädigt habe. Es kam ein Vergleich
zu ſtande, nach welchem die Klägerin der Firma ratenweiſe
9,92 Mk. zurückzahlt. Zwei weitere Klagen wurden zwecks
Zeugenladungen vertagt.

Weiſzenfels, 10. Februar. Eiſenbahner-Riſiko. Am
Sonnabend wurde auf dem hieſigen Bahnhofe der Strecken-
arbeiter König aus Borau überfahren und am rechten Fuße
erheblich verlezt. K. wurde in die Klinik nach Halle gebracht.

Theißen, 10. Februar. (E. B.) Elektrizitätswerk.
Man plant hier die Errichtung eines Elektrizitäte merte. Eine
Beſprechung verſchiedener Jntereſſenten hat ſchon ſtattgefunden,
doch iſt man noch nicht ſchlüſſig geworden. Möglich, daß auch
hier eine Privatgeſellſchaft die Angelegenheit in die Hand
nimmt.

Zipſendorf, 10. Februar. B) „Anſer Staunen
amt. Es iſt eigentlich nur reiner Hohn, wenn man in Zipſen
dorf von „unſerm“ Standesamt redet. Der Ort hat ja eigent
lich mit dieſem Jnſtitut gar nichts zu tun. Befindet es ſich
doch in dem Stunde von hier entfernt liegendem Sabiſſa!
Haben Einwohner von hier oder von Falkenhain und Wuitz
das Amt aufzuſuchen, ſo gehen mindeſtens drei bis vier Stunden
Arbeitszeit flöten. Nebenbei geſagt, hat Sabiſſa kaum 500 Em-
wohner, die drei andern Orte aber annähernd 4000! Es iſt
alſo grober Unfug, wenn man von einem Zipſendorfer Standes-
amt redet. Den Namen hat es, weiter aber nichts. Jm Winter
macht ſich ein „Spoziergang“ nach dem Amte beſonders hübſch,
beſonders wenn noch ein klein wenig Schuneetreiben dazu kommt.
Jm Sommer iſt es noch viel neiter. Da kann man ſich ge-
hörig ausruhen, bis der Herr Standesbeamte geruht, vom
Felde heimzukommen. Es geht doch nichts über ländliche
„Jdylle“.

Kretzſchan, 10. Februar. (E. B.) Der Sozialdemo-
kratiſche Verein hält am Sonntag, den 16. d. Mts.,
nachmittags ſeine Verſammlung ab. Es iſt dringend not-
wendig, daß alle Genoſſen in dieſer Verſammlung erſcheinen,
da es ſich um die Aufſtellung eines Kandidaten zur
Gemeinderatswahl handelt. Wer alſo dazu beitragen
will, in der Gemeinde beſſere Verhältniſſe zu ſchaffen, muß in
der Verſammlung erſcheinen.

Eisleven, 10. Februar. (E. B.) Koalitionsrecht grober
Unfug! Wenn wir im Mangfeldſchen jetzt wohl rührig ſind,
ſo ſind es die Gegner nicht minder. Nicht nur Dr. Arend reiſt
hier herum. ſondern auch der ſchlichte Mann aus der Werk-
ſtatt“, Tiſchlermeiſter Vauli aus Potsdam, derzeit Reichstags-
abgeordneter für Barnim, referierte in einer Verſammlung des
Bundes der Landwirte. Er ſchmierte den Herren dabei ſoviel
Honig um den Mund, daß dieſe ihm mit ihren gut gefeuchteten
Kehlen hell zujubelten. Die ſozialen Laſten machen dem Land-
wirt das Leben ſchwer, es ſei deshalb Zeit, damit etwas inne-
zuhalten. Die Sozialdemokraten kennen in dieſer Beziehung
in ihren Forderungen keine Grenzen 2c. Als Nieberträchtig-
keitspolitiker trat ein Herr Tauſcher aus Berlin auf, der wie
alle anderen Redner, die Aufgabe hatte, den Agrariern Ange-
nehmes zu ſagen. Er meinte, den land wirtſchaftlichen
Arbeitern das Koalitionsrecht zu geben, ſei ein
Unfug erſter Klaſſe! Dieſer Herr, der aus ſeinem Herzen
keine Mördergrube machte, und dafür doppelten Beifall fand,
verdient ausgehauen zu werden, in was iſt gleich. Aber
ſolche hyſteriſche Anfälle können anderswo nicht gut ohne
heftigen Widerſpruch abgeladen werden, deshalb kommt man
nach Mansfeild, das iſt gut dazu, iſt doch das berüchtigte Mans-
felder Syſtem weithin in Deutſchland bekannt. An ſolchen
Pröbchen können die Arbeiter aber erſehen, wie es noch kommen
wird, wenn die unverantwortliche Gleichgültigkeit der Maſſen
nicht ein Ende hat und die Volksfeinde noch mehr die Ueber
hand bekommen.

Amsdorf, 10. Februar. (E. B.) Der beleidigte Gendarm.
Der Gendarmeriewachtmeiſter in Amsdorf hatte Ende Auguſt
vorigen Jahres mit einem Eichmeiſter im Gehöft des Landwirts
Otto Willig Gewichte revidiert. Auf Veranlaſſung des Eich
meiſters beſchlagna inte er vier Gewichte. Bei der Reviſion
war nur die Mutter Willigs zugegen. Sie klagte ihrem heim-
kehrenden Sohne in heftiger Entrüſtung, der Gendarm habe
ihnen vier Gewichte weggenommen. Willig legte Proteſt gegen
die Beſchlagnahme ein. Er handle nicht mit Waren und könne
ſich daher in ſeinem Haus und Hof Gewichte halten, wie ſie
ihm gefielen. Das ſei ganz ſeine Privatſache und gehe den
Eichmeiſter gar nichts an. Er müſſe daher die Gewichte als
widerrechtlich weggenommen anſehen. Als Willig trotz ſeines
Proteſtes die Gewichte nicht zurückerhielt, ging er im November
vorigen Jahres zum Amtsvorſteher und erklärte, der Gendarm
habe ihm die Gewichte geſtohlen, er müſſe daher gegen den
Beamten Strafantrag wegen Diebſtahls ſtellen. Seine Er
klärung zog aber nur ihm ſelbſt einen Strafantrag wegen
Beamtenbeleidigung zu. Vor Gericht äußerte Willig, er habe
ja gar nicht zum Amtsvorſteher geſagt, der Gendarm habe ihn
beſtohlen; er habe nur Strafantrag wegen Diebſtahls gegen
ihn geſtellt! Der Vorſitzende belehrte ihn aber, daß das wohl
auf eins hinauslaufe. Der Amtsanwalt beantragte eine Geld
ſtrafe von 30 Mark, das Gericht hielt aber ſchon eine ſolche von
10 Mark für ausreichend.

Torgan, 10. Februar. Eine Gebührentaxe für die
Benutzung des neuen Krankenhauſes wurde in der letzten
Stadtoerordnetenſitzung genehmigt. Die Taxe tritt am 1. April
in Kraft, und zwar haben zu zahlen Armenverbände und
Krankenkaſſen innerhalb des Kreiſes Torgau 1,75 Mk., ſolche
außerhalb des Kreiſes, ferner Berufsgenoſſenſchaften, Schieds-
gericht, Reichsverſicherung, Geſtütsverwaltung und Juſtizfiskus
2.-- Mk. Private in Kl. III 2.-- Mk. Kl. II 3. Mk. und
Klaſſe I 4.-- Mk. Für RöntgenDurchleuchtung ſind 5, mit
Aufnahme 10 Mk. zu entrichten. Erhebliche außerordentliche
Mehraufwendungen ſind beſonders zu bezahlen. Kranke werden,
wie auf eine Anfrage vom Magiſtrat erklärt wurde, ohne vor-
herige Anmeldung jederzeit aufgenommen, erſt nach der Unter
bringung ſind die üblichen Formalitäten zu erledigen.

Torgau, 10. Februar. (E B.) 8 175! Wegen Vergehens
gegen den Z 175 wurde hier der Rittmeiſter der dritten
Schwadron des 12. Huſaren-Regts. von Gagern verhaftet und
nach Halle überführt. Die Straftaten ſoll er an mehreren
Gefreiten ſeiner Schwadron ausgeübt haben.

Prettin, 10. Februar. (E. B.) Großfeuer. Am Sonntag
morgen gegen 2 Uhr brach in dem Meißnerſchen Wohnhauſein der le Da die Flammen reichlich Nah
rung fanden und außerdem ein heftiger Sturm wütete, breiteteJnnechals zwei Stunden

ſind nicht zu Schaden gekommen, auch das Vieh iſt gerettet.ſt unbekannt. Drei Beſitzer ſind durch

Stirbt in einer Familie jemand an einer anſteckenden Krank
heit, ſo weiß man oftmals nicht, wo man mit der Leiche hin
ſoll. Scheunen, Ställe und Hausböden müſſen da als Toten-
kammern dienen! Ja, in einigen Familien, die überhaupt keine
Nebenräume beſitzen, müſſen Wohnſtuben oder Kammern zu
dieſem Zwecke herhalten! Daß unter ſolchen Umſtänden die
Geſundheit der ganzen Familie und nicht nur der Familie
gefährdet iſt, liegt klar auf der Hand. Doch was kümmerts
die, ſo da haben!

Auch ein Leichenwagen fehlt hier. Die Toten müſſen ge
tragen werden. Mit vielen Schwierigkeiten haben da die Träger
zu kämpfen. Einmal ſind die Straßen derartig ſchmutzig, daß
man ſie nur mit Schaftſtiefeln paſſieren kann, dann aber iſt
die Straße nach dem Friedhofe ziemlich ſteil und ſind Unfälle
durch Ausgleiten nicht ausgeſchloſſen. Daß man beim Tragen
der Toten ſich nicht beſonders gut anziehen kann, iſt ſelbſtver

Wer aber hat unter dieſen Zuſtänden am meiſten zu leiden
Jmmer nur die Arbeiter! Den Beſſerſituierten ſtehen infg
ihres größeren Geldbeutels alle Mittel zur Verfügung.
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d keinen Atkkaß, füt die Allgemeittheit einzukteten.
und die Gemeindeverwaltung durchaus ſparen will, dann

mag fie das an anderen Stellen tun, z. B. kann recht gut die
e von 1050 Mk. für die Gemeindebulley verringert
werden.

Jeng, 10. Februar.Jen Großes Aufſehen erregte ſeinerzeit die Beithiagnahme der Dr. Wernsdorſſchen Broſchüre
„Blatt 11 der Nachlaßakten“. Vier Monate ſind vergangen,
Anklage iſt gegen den Verfaſſer nicht erhoben worden! Die
Verhaftung des Verfaſſers ſcheint alſo, ſo ſchreibt man unſerem

enger Parteiorgan, nach deſſen eigenem Ausſpruche nur ein
trohfeuer geweſen zu ſein. Man ſollte doch meinen, daß im

Laufe von vier Monaten Zeit genug vorhanden geweſen wäre,
um die Anklageſchrift zuſtande zu bringen, und daß die Sache,
in welcher es ſich um das Anſehen der ſchwer angegriffenen
Juſtiz handelt, doch ſoviel wert iſt, um mit allem Eifer be
trieben zu werden. Statt deſſen hat man ſich auf einige
wenige Zeugenvernehmungen in der Vorunterſuchung beſchränkt,
eſonnen und alles mögliche gemacht, aber noch nicht den
räftigen Beſchluß der Anklageer hebung gefaßt, ſo daß die viel

fachen Bedenken, die ganze Sache möchte im Sande verlaufen,
vollauf gerechtfertigt ſind. Dr. Wernsdorf hatte ſeinerzeit die
Broſchüre lediglich zu dem Zwecke herausgegeben, um eine
Anklage gegen ſich zu erwirken und um auf dieſe Weiſe die
r ihm behaupteten Zuſtände zur öffentlichen Verhandlung zu
ringen.

Broſchüre herauszugeben. Die neue Broſchüre erſcheint unter

dem Titel Juſtizpolitik der langen Bank.

Sitzung der Stadtverordneten in Zeitz
am 4. und 5. Februar.

Die Stadtverordneten hatten zur Feſtſetzung der Haushalt-
pläne ſowie zur Erledigung anderer Sachen zwei Sitzungen,
die am 4. von 23 Stadtverordneten und fünf Magifrrats-
mitaliedern und am 5. von 22 Stadtverordneten und drei
Magiſtratsmitgliedern beſucht waren. Jn der Sitzung am
4. Februar wurde der wiedergewählte Vorſteher Stadtverord-
neter Donalies in ſein Amt eingeführt. Es folgte dann die
Entlaſtung betr. den Neubau des Elektrizitätswerkes und der
maſchinellen Einrichtungen und der Elektrizitätskaſſenrechnung
für die Geſchäftszeit vom 10. Dezember 1904 bis 31. März 1906.

Für den Neubau mit Maſchinen ſind 358 365 Mk. ausgegeben
worden. Die Einnahmen betragen 60869 Mk, die Ausgaben
aber nahezu 68 000 Mk., da größere Abſchreibungen gemacht
wurden. An den Schlachthof wird Licht und Kraft ſehr billig
Gilowattſtunde 10 Pfg. abgegeben. Einer Anregung des
Stadtv. Fritzſche, den Schlachthof noch billiger zu bedienen,
kann nicht ſtattgegeben werden, da heute ſchon oftmals nur des
Schlachthofs wegen die Maſchinen gehen müſſen. Es wird in
der Angelegenheit manches für und wieder geſprochen, doch
muß die Angelegenheit erſt noch näher durchgearbeitet werden.
Entlaſtung der Waſſerwerkskaſſenrechnung für das Jahr 190607;
das Werk hat zum 1. Male 5674 Mk. Ueberſchuß ergeben.Entlaſtung der Gasanſtaltskaſſenrechnung für das Jahr 1095/06.

Bei einer Einnahme von 255000 Mk. und einer Ausgabe von
200 000 Mk. find nahezu 55000 Mk. Reingewinn erzielt worden.
Sämmtliche Entlaſtungen werden erteilt.

Vornahme von Ernenerungsarbeiten im neuerworbenen
Schneiderſchen Grundſtücke, Altenburgerſtraße. Die Stadt hat
obiges Grundſtück billig angekauft und will die daraufſtehenden
Gebäude vorläufig zum Vermieten in Ordnung ſetzen. Die
Koſten betragen 1650. Mk. Das Grundſtück ſelbſt ſoll für
geh aufzuführende ſtädtiſche Baulichkeiten erhalten bleiben.

n der Humboldtſtraße ſind 31 Quadratmeter Straßengelände
r ſechs Mark pro Quadratmeter erworben worden. Nach

träglich werden die Keſten für drei Abzweigungen vom Haupt-
waſſerrohr in der Weißenfelſerſtraße nach den drei neu projek-
tierten Seitenſtraßen bewilligt, ſie betragen 419 Mk.

n über die Zuſammenſetzung und Geſchäfts
führung der Schuldeputation nach dem Geſetz vom 28. Juli
1906. Nach dem gen. Geſetz ſollen der Schuldeputation eine
rößere Anzahl Befugniſſe zuſtehen, deshalb bedürfen die in
ie Deputation gewählten Mitglieder auch der Beſtätigung

durch die Regierung. Die Kommnſſion ſoll beſtehen nach dem
Beſchluſſe der Verſammlung aus drei Magiſtratsmitgliedern
drei Stadtverodneten (Stadtv. Braaſch, Dr. Köllnitz und Dr.
Richter) einem Lehrer und einem Rektor, einem evangeliſchen
und dem katholiſchen Prediger. Der Kreisſchulinſpektor nimmt
als Kommiſſar der Schulaufſichtsbehörde teil an den Sitzungen.

Es folgt dann Feſtſetzung des Haushaltungsplans. Die Be
ratung beginnt mit den Schuletats. Die Realſchule ſchließt
in Einnahme und Ausgabe ab mit 75 190 Mk., gegen das Vor-
jahr mehr 18290 Mk. Das Schulgeld wird veranſchlagt auf
32 180 Mk., der Kämmereizuſchuß auf 42 900 Mk. Dem Magiſtrat
wird anheimgegeben, eine Erhöhung des Schulgeldes vorzu-
nehmen nach den Sätzen, wie ſie in anderen Städten üblich
ſind. Die höhere Mädchenſchule erfordert einen Etat von
38 510 Mk. Die Einnahmen in Schulgeld bringen 21 100 Mk.,
der Kämmereizuſchuß beträgt 17 500 Mk. Die Mittelſchule
hat einen Etat von 110 110 Mk. An Schulgeld nimmt man
ne
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Frauen Abteilung in Lettin
Sonntag den 16. Febr. im Saale d. „Frholung“
n Lettin W Ziiner- Konzert W mit
darauffolgendem Kränzchen bis früh. Einlaß
6 Uhr, Anfang 7 Uhr puünktlich. Eintritt für
eingeführte Gäſte 20 Pf., für Mitglieder 10 Pf.

Alle BVibliotheksbücher müſſen ichnellſtens
abgelief. werden die Bibliothet geht in die des Soz. Vereins über.

Beſichtigung der Bäckerei des Allgem Konſumvereins am
Mittwoch d 19. Febr. Treffpunkt präz. 3 Uhr Landsbergerſtr. 13.

Vorſtandsſitzung am 17. Februar abends 8 Uhr. D. V

H. Böhlerts Rowuchlächtere

Glauchaerſtraße 75 9 a R
dicht an der Glauchaiſchen Kirche
empfiehlt dieſe Woche in bekannter a 2

Güte: vestes Nähr- u. Kräftigungsmittel
Fäür. Kranke u Rekonvaleszenten.krische u Wurgt he 2 M.

Fucterbonbon, I ſie e
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tägl. frische Fabrikation empfiehlt wichi Pfund zu 18 Pfennig. acnischestn. J.
Fr. Donuor, her traße.Gr. Steinſtr. 68, Fripzigerſtr. 65, aZur Konfirmetfon!Geiſtſtraße 64.

Kleiderdtefe in allen Fosrben,

Vecke

Enuche ODstern etuon

S Tischler-lehrline. Anznge ſowie alle Manufakenr
und Leinenwaren liefert großesWukemann, ch gfel. Verſand ans degen dehet

An Tiſchlerei. Teilzahlungen.
Ober Röblingen a. S., Gefl. Adreſſen unter 432 ds.

bequeme

ein r 500 Mk, der Künitnereizüfchliß beträgt 83890 Mk. Die
Volksſchulen Hpehen ab mit 291 850 Mk. Das Schulgeld
beträgt hier 6893 Mk. der Zuſchuß 216 000 Mk. Die gewerb-
liche Fortbildungsſchule erfordert 16 980 Mk. (Zuſchuß
7649 Mk.), die kaufmänniſche Fortbildungsſchule
9620 Mk. (Zuſchuß 3700 Mk.), die Haushaltungsſchule
2920 Mk. und die Mädchen Fortbildungsſchule 5880 Mk.
Damit ſind die Schuletats erledigt. Stadtv. Toppſchal gibt
noch Erläuterung über die Einrichtung des Stadtverordneten
e Dingsſaals im neuen Rathauſe, zu dem zwei Pläne vor

iegen. (Fortſetzung folgt.
Gerichtsſaal.

Schökkengericht.
Halle, 10 Februar.

Ein ſtudentiſcher Kohlkopfaufzug. Am 2. De-
zember, morgens gegen 8 Uhr, wurde ein Poligziſt in der Gr.
Ulrichſtraße von Paſſanten aufgefordert, doch einmal vor das
Re zu gehen: Dort ſtänden bezechte Studenten und
ödeten alle Leute an. Jn der Tat fand der Beamte vor dem
Café fünf ſtark angeheiterte Studioſen aufgepflanzt. Die
Paſſanten, namentlich Ladenfräuleins, die ſich in ihre Geſchäfte
begeben wollten, mußten in großem Bogen um die Ulkenden
herumgehen. Einer der Nachtſchwärmer hatte einer Grün-
warenhändlerin einen Kohlkopf abgekauft und ihn auf ſeinen
Spazierſtock geſteckt. Er ſchwang den ſo ſeltſam gezierten Stock
nun wie einen Tambourſtab auf und nieder. Die fünf waren
die Nacht hindurch von einem Café in das andere gezogen.
Einige von ihnen hatten bereits während der Nacht Konflikte
mit Polizeibeamten gehabt, den Abſchluß ſollten ſie nun am
Morgen mil einem zweiten machen. Der vor das Cafs zitierte
Poliziſt forderte die Alkoholiſten höflich auf, doch nun Vernunft
anzunehmen und endlich nach Hauſe zu gehen: es ſei wirklich
reichlich Zeit dazu. Die ſo „väterlich“ Ermahnten ſchienen an-
fangs den guten Rat auch befolgen zu wollen. Kaum glaubten
ſie aber den Beamten außer Hörweite, als ſie aufs neue die
Paſſanten zu verulken begannen und unter Vorantritt des
Kohlkopfträgers dem Marklplatze zu marſchierten. Der Poligziſt
kehrte daher zu ihnen zurück und verhaftete den Anführer. Die
Die vier Begleiter erklärten „ritterlich“, ihren Kommilitonen
nicht verlaſſen, ſondern mit ihm auf die Wache gehen und dort
für ihn zeugen zu wollen. Sie erſtaunten aber, als ſie auf
der Wache nicht als Zeugen ſondern als Mitſchuldige behandelt
und gleichfalls für ein Strafmandat vorgemerkt wurden! Jhre
Entrüſtung wuchs, als ſie nach einiger Zeit die gleiche Geldſtrafe
zudiktiert erhielten wie der Kohlkopfträger, nämlich je 15 Mark.
Doch hatten ſie es bis auf einen für wirkſamer gehalten, ſtill-
ſchweigend zu zahlen. Dieſer eine erreichte allerdings durch
ſeinen Einſpruch Herabſetzung der Geldſtrafe von 15 Mark auf
5 Mark. Bei Hinzurechnung der Gerichtskoſten aber dürfte er
kaum viel billiger wegkommen als ſeine Leidensgefährten, die
ſich bemühten, leiden zu lernen, ohne zu klagen.

Kampfhähne. Ein 62jähriger Handelsmann von hier
hat ſich durch gewalttätige Handlungen ſchon viele Vorſtrafen
zugezogen. Er behauptet, die erſte Strafe unſchuldig erlitten
zu haben; und dieſe erſte ſchuldlos erduldete habe dann alle
übrigen nach ſich gezogen. Alle ſeine Strafen wären nur als
eine einzige fortlaufende Kette von unſchuldig verbüßten anzu-
ſehen. „Nun gut, immer leſen Sie nur zu,“ bemerkte er zum
Gerichtsvorſitzenden, bei Verleſung ſeines Strafregiſters, „ich
ſchlage ja die Augen noch lange nicht nieder wegen meiner Vor
ſtrafen! Sie liegen ja übrigens ſchon um eine Generation
zurück!“ Der Vorſitzende machte ihn aber darauf aufmerkſam,
daß ſeine Strafen ſich zwar durch eine ganze lange Generation
hindurch zögen, aber noch bis in die neueſte Neuzeit hinein
reichten. Erſt vor einigen Monaten ſei Angeklagter unter dem
Vorſitz desſelben Amtsrichters wegen einer Prügelei mit einem
Mitbewohner ſeines Hauſes zu drei Wochen Gefängnis ver-
urteilt worden. Er hatte daher für die heutige Verhandlung
den betreffenden Amtsrichter als befangen abzulehnen ver-
ſucht, da dieſer ihm eine Strafe zudiktiert habe, die ſozuſagen
nicht mehr menſchlich ſei, meinte er. Doch hatte das Land-
gericht den Ablehnungsantrag als unbegründet verworfen.

Der Angeklagte bat daher in ſeinem Schlußwort „die Herren
Schöppen“, daß wenigſtens ſie ihm mit ihrer Einſicht zur
Siite ſtehen möchten! Seit längerer Zeit lebt der Angeklagte
mit einem Maurer, mit dem er in demſelben Hauſe wohnt, in
Streit. Auch an dieſem Zwiſt will er ſo unſchuldig ſein wie
an allen früheren Anläſſen zu ſeinen Konflikten mit dem
Strafgeſetzbuch. „Jawohl, meine Herren,“ bekannte er, „ich
lebe allerdings mit. dieſem Menſchen in bitterer Feindſchaft,
aber nur, indem ich nämlich durch ihn ſozuſagen zum Krüppel
geworden bin.“ Sein Nachbar hat ihn einmal die Treppe hin-
untergeworfen und iſt deshalb zu zwei Monaten Gefängnis
verurteilt worden. Der Verletzte will wegen des Treppen-
ſturzes vier Monate in der Klinik gelegen haben. Er hat ſich
aber auch ſchon mehrmals an ſeinem Nachbar vergriffen.
Eines Septemberabends rief er dem verhaßten Gegner wieder-
um herausfordernd zu, ſie wollten miteinander einen regel-
rechten Kampf ausfechten. Bald waren die erbitterten Kampf-
hähne handgemein, würgten ſich, ſchlugen ſich mit Fäuſten und
bearveiteten ſich ſchließlich mit „harten Gegenſtänden“, bis ſie
bluteten. Jeder machte dem andern den Vorwurf, zum Meſſer
gegriffen zu haben. Der Angeklagte ſuchte ſich von dieſer
Anſchuldigung durch folgende originelle Beweisführung zu
reinigen: „Gewiß, meine Herren, geſchlagen habe ich den Kerl

Reſidenzcafé

tüchtig Mitedeiden Brrmen habe ach ahnzurpackon gekrreghe n
an der Furgel gewürgt und mit dem Kopfe rechts und links
egen die zuk miſſen! Aber wenn ich auch noch einKeſſer gehabt hätte, dann lebte der Kerl heute nicht mehr.

Mit ſo 'nem Menſchen, der von wegen ſeinem ſchlechten Lebens-
wandel kein Pfund r mehr an den Knochen hat, werde ich

meinem Alter noch ohne Meſſer fertigl“ Ein Mitbe-
wohner des Hauſes, ein Former, hatte die ergrimmten Fauſt-
kämpfer ſchließlich auseinandergebracht. Aber die bei der-
artigen Szenen meiſt höchſt undankbare Rolle des Friedens-
ſtifters hatte ihm leider auf des einen Kämpfers Betreiben
eine Anklage wegen Körperverletzung eingebracht. Doch ſprach
ihn das Schöffengericht koſtenlos frei. er Hauttäter wurde
als Urheber des Streites in eine Geldſtrafe von 30 Mark ge-

Vermiſchtes.
Opfer des Meeres. Die engliſche Barke Perlenfiſcher iſt

be dichtem Nebel in der Nähe von Dungeneß im Kanal mit
ernem anderen noch unbekannten Schiffe zuſammengeſtoßen
und mit Mann und Maus untergegangen.

v vv———v————*---Telephoniſcher Spezialdienſt des Vollsblattes.

London, 11. Februar. Als König Eduard in Brighton
um Beſuche des Herzogs von Vive eintraf, verſuchten ar-
eitsloſe Arbeiter eine Kundgebung zu veranſtalten. Sie

folgten dem Wagen des Königs, wurden aber von der Polizei
zerſtreut.
Liſſabon, 11. Februar. Der geſtrige Miniſterrat beriet
über. die Begnadigung der Meuterer vom Kriegsſchiff Vasco
de Gama; ein Beſchluß wurde nicht gefaßt.

Petersburg, 11. Februar. Auf der finnländiſchen Bahn
wurde der Gendarm Boybanow verhaftet, der eine Anzahl
Bomben nach Petersburg befördern wollte. Auf Grund der
Ausſagen des Verhafteten wurde das Mitglied der erſien
Duma, der Sozialrevolutionär Korniljew verhaftet. Das
ſcheint wieder eine regelrechte Spitzelaktion zu ſein. D. R.)

Dresden, 11. Febr. Jm Garniſon -Lazarett iſt der Soldat
Dierſche von der Maſchinengewehr- Abteilung Nr. 12 an Genick-
ſtarre geſtorben. Beim Jnfanterie- Regiment Nr. 103 in Bautzen
greift die Seuche immer weiter um ſich.

Konſtantinopel, 11. Februar. Jnfolge ſtarker Stürme ſind
auf dem Schwarzen Meere viele Schiffe verunglückt, wobei auch
zahlreiche Menſchen ben verloren gingen.

Waßhington, 11. Februar. Die Marinekommiſſion des
Repräſentantenhauſes beſchloß den Bau von acht weiteren
Unterſeebooten und zehn Torpedobootszerſtörern.

Letzte Nachrichten.
Trier, 11. Februar. Gegen eine Anzahl von Gruben-

ſteigern der Königlichen Kohlengruben des Saarreviers hat der
Staatsanwalt ein Verfahren wegen Aufhetzung
eingeleitet.

Wien, 11. Februar. Die ſeit Donnerstag abend in Oſt-
galizien mit ungewöhnlicher Heftigkeit andauernden Schnee-
ſtürme bedeuten eine Kataſtrophe. Lemberg iſt buchſtäblich
vom Weltverkehr abgeſchnitten. Der Bahnverkehr zwiſchen
Lemberg und Krakau iſt unterbrochen. Jn, dem haushohen
Schnee ſind Tauſende von Arbeitern mit der Freimachung der
auf dieſer Strecke eingeſchneiten g. beſchäftigt. Auf ſechzehn
Bahnlinien Oſtgaliziens iſt der Bahnverkehr ſeit einigen Tagen
gänzlich ſiſtiert. Jn Krakau iſt bereits Mangel an Lebens-
mitteln eingetreten.

Roveroto, 11. Februar. Jm Jrredentiſten Prozeß wurden
zehn Angeklagte zu Strafen von einem Tage bis zu zwei
Wochen Kerker verurteilt. Die übrigen Angeklagten wurden
freigeſprochen. Die Verurteilten tragen auch die Koſten. Die
verletzten Deutſchen wurden auf den Zivilrechtsweg verwieſen.

Budapeſt, 11. Februar. Die Wahlbewegung in Kroatien
hat bereits zu Blutvergießen geführt. Jn Udbins kam es
zwiſchen Anhängern der Koalition und Sarbiſch- Radikalen zu
Schlägereien, wobei ein Wähler getötet und mehrere ſchwer
verletzt wurden.

Warſchau, 11. Februar. Nach viertägiger Verhandlung
verurteilte das hieſige Kriegsgericht geſtern von 22 Räubern,
die in den Jahren 1905/6 eine große Reihe von Mordtaten.
Ueberfällen 2c. verübt hatten, 13 zum Tode und ſprach die
übrigen 9 frei. Während der Gerichtsſitzung fand die Trauung
des zum Tode verurteilten Lukaſito mit ſeiner langjährigen

Außerdem verurteilte das Kriegsgericht dreiJeſſen hatten.Geliebten ſtatt.
Lodzer Arbeiter zum Tode, die fünf Genoſſen erſ

Heute liegt der Geſamtauflage
unſeres Blattes ein Proſpekt der Firma Conrad u. Kamberg,
Cottbus, zum Bezuge billiger Kleiderſtoffe bei, worauf wir
beſonders aufmerkſam machen.

Das

III
nebſt

Eln-u. Ausführungs-
geretzen,

wit auxfürchen Komnentaren

Gemeinverftändlich dargeſtellt
und für den praktiſchen Gebrauch
erläutert von den Rechtsanwälten

Dr. Rorn, Ebstein, Kureckl,
Plierzner und Schwaurz.

preis 2.50 Mk.
Zu beziehen durch alle Aus-

träger und die
Voh-Buchdandlunn,

Halle d. S., Hart 5253.

—mZSolide Familien
erhalten ſämtl. Wäscheartikel,
Gardinen, Kleiderstoffe etc. in
reeller Ware auf Teilzahlung bei
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direkt am Bahnhofe. Blattes erbeten. Fr. Gronnu, Barfüßerſtr. 16.

Ein ſtarker Zughund zu verk.
Beeſen a. E., Halleſcheſtr. 13.

Frdl. möbliertes Zimmer zu
vermieten. Viktoriaſtr. 25 III.

II
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S Mittagstisch.

Ernst Häckel
Volksausgabe. Preis 1 M.

Volksbuchhandlung.
Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd, Steinweg 2, 10. Febr
Aufgeboten: Schuhmacher

Meyer u. Minna Birke (Forſter
ße eicha). Geichirr-

hrer Rzel wenn und ma
Heine Ludwigſtr. 3 u. Diemig).
Kontoriſt Heiſe u. Amalie Rachut
(Halle a. S. u. Leipzig). Gruben-
ſchmied Förſter und Anna Marx
(Schortewitz u. Bobbau). Schloſ

ſer Steinkopf und Emma Höje
(Halle a. S. u. Prühlitz). Poſt
ſekretär Traxdorf und Elfriede
Kelch (Halle a. S und Schöne-
berg). Stud. agr. Nedeljkowic
u. Johanna Schlepper (Halle a. S.
u. Geiſenhein). Maurer Kötte-
ritzſch und Hulda Körſten (Klein-
göhren u. Muſchwitz).

Eheſchließung: Magiſtrats-
Aſſiſtent Wuttke u. Frida Hä-
dicke (Fürſtental 2 und Rats-
werder 11).

Geboren: Schneider Halten-
hof T. gorſternr 37). Arbeiter
Oſſada Tocht. (Schloſſerſtr. 15).
Tiſchler Schmidt T. (Hochftr. 4).
Hilfsbremſer Ulrich T. (Tho-
maſiusſtraße 16). Kellner Döb-
rich S. (Fretimfelderſtraße 16).
dupferſchm. Kühne T. (Pfänner-

höhe 28). Steinſetzer Miethe
S. (Saalberg 23). Schuhmacher
Herold T. Ritterſtr. 9). Schuh
macher Winterfeld S. (Ludwig-
ſtraße 12).

Geſtorben: Witwe Schröter
z Jlſchner, 79 J. Langeſtr. 28).
Irbeiters Engert T., 5 Monate

(Ludwigſtraße 12). Arbeiters
Siee Ehefrau Emilie geb. Ropp
aus Staßfurt, 46 (Klinik).
Tiſchlers Herke S., 3 W. (Kruken-
bergſtraße 9. Arbeiter Schmidt,

59 J. u v 787 F. rmarſtrage 11).5 aurate r 60 Jahr
Marktplatz Arbeiters Pallas

T.s T., (Saalberg 22). Jnvalide
Prön per 65 J. (Spitze 15).
Arbeiters Baldamus T., 1 M.
(Saalberg 27). Witwe Luiſe

Hennig geb. Fiſcher, 85 J.
Glauchaerſtraße 68).

Halle Nord (Burgſtr. 38) 10. Febr.

Aufgeboten: Dr. med. Jähne
und Thereſe Vetterling gebor.
Hochheim (Dresden u. Kaiſer-
ſtraße 22). Oberkellner Sülte-
meyer und Roſa Geyer Peißnitz
u. Talamtſtr. 1). Dr. phil. Pfiſter
u. Gertrud Meyer Nordhauſen
und Jägerplatz 2).

Geboren: Schmied Schwarz
walder S. (Hohenzollernſtr. 36)
Kaufmann Boettcher T. (Ludw
Wuchererſtraße 73). Schmied
Gellert T. rg6 Wallſtr. 28).

Geſtorben: Witwe Henriette
Beßler geb. Ulrich, 84 J. (Uhland-
ſtraße I. Korbmachermeiſter
Plato, 77, J. (Köthenerſtraße 1).
Jnval. Gärtners Gottſchalk Ehe
frau Wilhelmine geb. Buſch,
66 J. (Felſenſtraße 3). Formers
Krippner
ſtraße 5).W

totgeb. (Wittekind-
Konditor Wernicke,

(Leipzigerſtraße 27).

Danmls.
Für die uns von vielen

Seiten bewieſene herzliche
Teilnahne bei dem Begräb-
niſſe unſerer lieben Verſtor-
benen, der Witwe Marie
Haehe geb. Alrich, ſagen
wir allen unſeren innigſten
Dank.

Halle a. S., d. 11. Febr. 1908.
Die trauernden Hinterbliebenen.
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